

Digitized by Google 



<36638113760014 
<36638113760014 
Bayer. Staatsbibliothek 



Digilizcd by Google 



Digitized by Google 



(L 






DAS 

RECHT DER MINORITÄTEN. 



VORTRAG 

(iKHALTRN IN ÜEK JUKISTISCHBN GESELLSCHAFT ZU WIEN. 



VOK 



n;rMVOThEt‘i 

HKCI.A 



D« GEORG JELLINEK. 

O. 0. PBOrntwIH DBB KBCUTK AN DBB UNIVBBKITAT HEIDKLHKBO. 









Verla« von Alfred HSMer, k. n. k. Hof- und nniv«mtaU'Bucbhindler in Wien, 

I., Rothi*nthnrm»tr««M< 16 . 

Von dnaaelben Vorfnu«r: 

Die Lehre von den Staatenverbindungen. 

Prri«; :i fl. OO kr. s 7 M. tiO Pf 

Die rechtliche Natur der Staateiiverträge. 

Ein Beitrag zur juristischen Construction des Völkerrechts. 
Prcit : I fl. = V2 M. 

Oesterreich- Ungarn and Rninänien in der Donanfrage. 

Eino völkerrechtliche Untersuchung. 

Prcii: 1 fl. s Q M 

■ 

: Ein Verfassungsgerichtshof für Oesterreich. 

. . Pr*it: 1 fl. 30 kr. = 3 M Vf 

Die socialethiscbe Bedentnng von Recht, Unrecht und Strafe. 

Pr*>iH: 1 fl. 'tO kr. s 3 M. HO Pf 



Die 

Weltanschauungen Leibnitz’ und Sehopenhauer’s, 

ihre Gründe und ihre Berechtigung. 

Eine Studie über Optimismus und Pessimismus. 

Pivin; 50 kr. S 1 M. 

Die Beziehungen Goethe’s zu Spinoza. 

Vortrag, gehalten im Vereine der Literaturrreunde zu Wien. 
IVfi«; 40 kr. = HO Pf. 



Oesterreicliisclies Staatswörterbuch. 

Handbuch des gesammten österreichischen örrenlllchen Rechtes 

nntf*r klitwtrknDg xabirf'irhdir bfrrniTaff«-nd«>r Pachminn«<r von 

Dr. Emst Wlsohler, Dr. Josef Ulbrloh, 

Prof<>ss<vr ka drr k. k. K. P.-UniT^rsitiU Profp«*or kn d»r k. k. dentkcb. K F.-l7liiT«*r«iU{ 

In OrkB. in Pr»g. 

Ii»nd I . , . . g«he'Ai*t t'l fl. OO kr., in Hklbfrknx ffeb'jii<lr>it 1€t fl 50 kr 
„ 11. 1. Ham.» „ II „ :io „ „ ^ 13 „ oo . 

. II. 2. e . 17 . - a e , „ |H „ CIO , 

likk Werk kann aurli in Liffprunii(>n k I fl. 30 kr. b^^firn w.-rdon. 



Verlag von Alfred Hdlder, k. n. k. Hof- und Univfrsitiit« Hm hhikndU r in NVion. 

I.. RnthniithurmerrkM«. I&. 



Digitized by Google 



DAS 



RECHT DER MINORITÄTEN. 



VOR XKWO 



CKIIALTKX IN' I»R1! JURISTISCHEN (iESELI-SCH VFT ZC WIEN 

m:i\ 

, MI)iVA(’E\CiN' 

V ✓ 



DR GEORG JELLINEK, 

l>. o. ■■KOKKSsim DKB IIWII I K AV DKH rNIVKI|.HU'AT HKIOKLIlBHfi. 



WIKN 1808 . 

AT.FRED HOLDER. 

K. li. K. IIOK UND UMVKU.'Ül AT.'i llUnillAXDUKK. 

I., KuniKKTIIiri(U»rH\‘'SK I . 



Digitized by Google 




Alle Bechte rorbebftlten. 



Digitized by Google 



Vorbemerkung. 



> on vielen Seiten dazu anfgefordert , übergebe ich den 
nachfolgenden Vortrag dem Drucke, allerdings nicht ganz in 
der Form, die ihm in der Rede zu eigen war. Einiges musste 
näher ausgeführt und die Literatur zum Beweise mancher That- 
sachen und Behauptungen herangezogen werden. Doch ist immer- 
hin das Ganze noch als Vortrag gedacht. Eine Abhandlung 
über die zahlreichen an dieser Stelle zu berührenden Fragen zu 
schreiben, habe ich nicht l)cabsicbtigt: eine solche könnte leicht 
den Charakter eines umfangreichen Werkes annehmen, da eine 
gründliche Erörterung unseres Themas bisher nirgends unter- 
nommen wurde. 

Heidelberg, den 19. .\pril 1898. 



Der Verfasser. 
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I. 

Das Recht der Minoritäten, namentlich wenn man den 
Begriff ,.Reclit“ nicht in streng juristischem Sinne, sondern in 
weiterer politischer Bedeutung nimmt, ist ein Thema von so 
grosser Ausdehnung, dass sofort der Stoff, den ich zu erörtern 
gedenke, eng umgrenzt werden muss. Ihn allseitig zu erschöpfen 
ist schon deshalb unmöglich, weil heute das gesammte hier zu 
Itehandelndc geschichtliche Material auch nicht im entferntesten 
gesammelt vorliegt. Dass Mehrheit den Ausschlag gehe dort, 
wo es gilt Beschlüsse zu fassen, sei es bei Wahlen, sei es in 
der Gesetzgebung oder in verwaltenden und richtenden Colle- 
gien , erscheint uns heute so selbstverständlich , dass wir auf 
eine nähere Begründung verzichten zu müssen glauben. Und 
dennoch ist der Satz, dass Mehrheit entscheide, nichts weniger 
als selbstverständlich. Im Gegcntheile, er hat wie alle Rechts- 
sätze seine Geschichte, und zwar eine sehr verwickelte Geschichte. 
Ueber seinen Ursprung lassen sich nur Vermuthungen auf- 
stcllen , die meist dahin gehen , dass er an Stelle ungeregelten 
Kampfes trat'), oder dass in dem Mehrheitsentscheid ein Gottes 
urtheil erblickt wurde. Die Demokratien des Alterthums haben 
ihn gekannt und in verschiedenartiger Weise durchgcbildet. 

') Vpl. die intereesanten Bemerkun^n von BornatKik, Dae System der 
Froportionalwahl, in Schm oller’» Jahrlmch für ne»etSKehun|^, Yvrwaltanjc nnd 
VuIkewirthBohaft, XVII, S. 417. N. 1. 

JaJlinek, Daa R«cht dar MiaoriUtan. \ 
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dabei häufig die Rechte von Minoritäten anerkennend. Die mittel- 
alterliche Welt aber hat ihn nur langsam und mit Vorbehalten 
angenommen. Dass zwei von vornherein mehr werth sein sollten 
als einer , widersprach dem kraftvollen Individualitätsgefühl, 
das namentlich die germanischen Völker auszeichnete. Wenn 
ein kühner Mann im offenen Kampfe fünf überwinden konnte, 
warum sollte er sich im Rathe der Mehrheit beugen ? Daher 
finden wir für mittelalterliche Ständeversammlungen oft den 
Satz, die pam samor solle entscheiden, nicht die pars maior^), 
oder die Stimmen sollen gewogen, nicht gezählt werden. Es 
gab ständische Körperschaften, in denen bis in die neuere Zeit 
eine geregelte Stimmzählung überhaupt nicht stattfand , .so 
namentlich der ungarische Reichstag.’) Im öffentlichen Leben 
der Germanen wurden ursprünglich Beschlüsse — vor allem 
Wahlen — einstimmig, meistens durch Acclamation vorgenommen, 
die wohl hie und da eine kleine dissentirende Minorität über- 
tönte.*) Noch heute sind Reste dieser alten Rechtsanschauung 
deutlich in jenem Rechte zu erkennen, das die ge.schi(ditliche 
Continnität am reinsten bewahrt hat, im englischen. Noch heute 
gilt im englischen Gerichtsverfahren der Satz, dass das Verdict 
der Gesell woi-enen, ob es verurtheile oder freispreche, einstimmig 
gefasst sein müsse, und bis vor kurzem wurde die Jury im 
Lande der Freiheit so lange eingesperrt, bis sie zu einer Einigung 
gekommen war. Selbst bei Parlamentswahlen kommt unter Um- 
ständen heute noch der altgermanische Gedanke der Einhellig- 
keit der Wahl zum Ausdruck. Ursprünglich ernannte nämlich 
die Grafschaftsversammlung die Abgeordneten zum Hause der 
Gemeinen. Eine die Zahl der zu wählenden Abgeordneten über- 

*) Ans^bUdet durch die caiionistische Corporationslehre. Vgl. dlo ein- 
gehende Daratellang von Gierke, Genosaenscbaftarecht, 111., S. .^24 ff. 

*) V. Virosail, Das Staatsrecht des Königreiches Ungarn, III, S. 50 ff. 

Auch später, als das Mehrheitaprincip zur Geltung kam , wimle noch 
immer an dem ErfordernUso der Einstimmigkeit insofern fcstgehalten , als der 
Minderheit die Pflicht auferlegt wurde, dem Mefarheits.schlusse znxostimmon. 
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steigende Mehrheit von (Kandidaten kam da lange Zeit über- 
haupt nicht vor. Vielmehr wurden die künftigen Abgeonlneten 
von zwei Mitgliedern der Versammlung vorgeschlagen. Erhob 
sieh kein Widerspruch, so galten sie als einstimmig gewählt. 
So i.st es aber noch bis auf den heutigen Tag, trotzdem sich 
eine gründliche Aenderung im Wahlverfahren vollzogen hat. 
Ein Wähler proponirt, ein zweiter secundirt, acht Wähler stimmen 
der Nomination zu, die nicht mehr wie früher mündlich, sondern 
schriftlich erfolgt. Tritt kein Gegencandidat auf, so gelten die 
Vorgeschlagenen, tiemine ctmtradicente, als einstimmig gewählt. 
Sind aber mehrere Candidaten vorhanden, dann erst findet eine 
,be.stritteno Wahl“ mit Stimmenabgabe statt. Bas reine Ma- 
joritätsprincip ist also noch in der (Jegenwart bei den englischen 
Pnrlamcntswahlen nicht anerkannt. 

Auf welchem Wege das Majoritätsprincip sich allmälig 
Bahn gebrochen hat, das ist im einzelnen noch gar nicht fest- 
gestellt. Wahrscheinlich war es zuerst die Kirche, die es unter 
dem Einflüsse romanistischer Vorstellungen einführte*) und deren 
Beispiel vom Staate nachgeahmt wurde. Während nämlich die 
Kirche anfänglich den Papst durch die benachbarten Bischöfe 
und den Clerus von Rom unter Acclamation des Volkes wählen 
liess'), hat sic, den Principien der römischen Corporationstheorie 
folgend, später einer Zweidrlttelmajorität der Cardinäle das Recht, 
den Stuhl Petri zu besetzen, eingerüumt, hingegen für die 
Bischofswahlen seit 1215 nur einfache Majorität der Domcapitel 
gefordert.*) Nach diesem Beispiele, wie erst jüngst nachgewiesen 



*) Annon, Latr and Ciistom of thf Constitution, I, S. 121 f. 

*) Auf dem Wege der Fiction, dans der Mehrheit^wilte identisch mit dem 
Grsammtwillen sei. Vgl. Gierke, a. a. 0. S. 153, 219 ff., 323, 470 f. 

^ Dci zwiespältigen Wahlen galt schon früh nach nlmischem Vorbild das 
Mehrhcltsprincip. Vgl. den Beschluss der römischen Synode von Wi Hin* 
sch ins, Das K irrhenrecht dor Katholiken und Protestanten, I, S. 218 n. 8. 

") Auch hier galt aber ursprünglich der Satz, dass die Majorität nnr dann 
entsoliciden solle, wenn sio der aanior pnt‘s sei, c. 42, 55, 57, X. dr eiert 1, (». 

!• 
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■wurde •), liat die goldene Bulle für die deutsche Königawahl ein- 
fache Majorität der Kurfürsten verlangt. Im späteren Mittel- 
alter begegnen wir auch in zalilreichen 'W^eisthümem dem Satze: 
Minderheit solle der Mehrheit folgen. Keineswegs aber ist nun 
etwa in deutschen I.Anden zn Zeiten des alten Reiches überall 
das Majoritätsprincip dnrchgedrungen. Eine monarchisch-aristo- 
kratiscbe Gesellschaft und die aus ihr hervorgehende Gestaltung 
der Staatsordnung kann es ihrer Natur nach nur innerhalb 
enger Schranken anerkennen. Daher mussten im Reiche der 
Kaiser und alle drei Collegien des Reichstages übereinstimmen, 
damit ein Reichsschluss zustande kam und ähnlich lag die Sache 
in allen Staaten mit ständischen Institutionen. Wohl suchte hie 
und da die Theorie die Nothwendigkeit einhelliger Beschlüsse zu 
leugnen, al>er mit welchen geistigen Mitteln ! So hat es Reichs- 
publicisten gegeben, die, sei es zur Stärkung der kaiserlichen 
Gewalt, sei es um einen minder schleppenden Geschäftsgang in 
Reichssachen herbeizuführen , die Behauptung aufstellten , die 
Gewalt des Reiches sei gleich zwölf Zwölfteln — der Beweis 
für diesen sonderbaren Satz wird ans einer Stelle des Sueton 
geführt — , der Kaiser habe hievon sechs Zwölftel, jedes Reichs- 
collegium hingegen zwei Zwölftel, so dass der Kaiser mit einem 
Collegium den Ausschlag geben könne.'“) Allein diese arithme- 
tische Weisheit hat keine praktische Anerkennung gefunden. 

Wenn ich nunmehr meine Aufgabe umgrenze, so schliesse 
ich von ihr alles aus, was sich auf die Stellung der Minoritäten 
bei Wahlen bezieht, da dieses Thema bereits eingehend unter- 
sucht wurde und noch immer an vielen Orten Gegenstand eifriger 

•) H. Bresalan, Zur Geschichte der deutschen Königswahlen. Deutsche 
Zeitschrift für Get^chicbbiwisflenschaft, Jahrg. 1897/98, S- 122 ff. Bis zum Knr- 
vercin an Ren»« mmio an dem Princip der Einhelligkeit der Wahl festgehalten, 
Schröder, Ijehrbuch der deutschen Rechtiigeschichte, 2 AnA, .S. 459, 464. 

*•) Th. Reinkingk, De rei/imine /teeitiari et eerlejtitutiira ed. nee. lG2'iy 
S 319i»n. Vgl. Flitter, Beiträge zum deutschen Staats- und Ftirstenn^ht , T, 
S. 91 f. 
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jjolitischer Discussion ist. Die Frage nach der Jlinoritätenver- 
trctung, die zablreichen Theorien über die Proportionalwahlen, 
die Verwirklichung, welche sie bereits gefunden haben, zu unter- 
suchen , muss ich an dieser Stelle nnterlas-sen, da solches uns 
viel zu weit wegführte von den bisher wenig oder gar nicht er- 
örterten Problemen , die das Recht der Minoritäten berühren. 
Es genügt darauf hinzuweisen, dass eine umfassende Darstellung 
der politischen Stellung der Minoritäten auch mit jener Frage 
sich eingehend zu beschäftigen hätte. 

Ferner genügt cs, wenn ein zweiter wuchtiger Punkt hier 
kurz berührt wird. Seit den ältesten antiken Verfassungen bis 
in die Gegenwart wurde und wird Minoritäten durch Bevor- 
rcchtung wirksamer Schutz und Antheil an der Entscheidungs- 
gewalt ertheilt. Die Gliederung der Völker in Classen , Cen- 
tnrien, Tribus, C'urien, der Stände in mehrere Collegien, der 
Parlamente in zwei Häuser mit verschiedener Zusammensetzung, 
die Berufung von Abgeordneten durch die Krone und nach 
Interessengruppen, die Censuswahlen u. s. w., selbst die Sanction 
des Monarchen und das Veto eines Präsidenten haben unter 
anderem den Zweck, den reinen, auf die Kopfzahl gegründeten 
Mehrheitsentscheid zu verhindern. Mit der Stellung derartiger 
verfassungsmäs.sig bevorrechteter Minoritäten haben wir uns auch 
nicht weiter zu befassen : es reicht für unsere Zwecke bin, das 
Dasein solcher Institutionen festzustellen. 

Auch die zahlreichen Rechte, die dem Individuum und den 
Minoritäten durch die Organisation der Justiz und der Ver- 
waltung gegeben sind, fallen nicht in den Bereich unserer Untcr- 
snehung — könnte doch sonst das ganze Verwaltungs- und 
Processrecht unter diesem Gesichtspunkte abgehandelt werden. 
Ja, selbst das gesammte Verfassungsrecht müsste hier eingehend 
untersucht werden.”) Die modernen Theorien von der Theilung 

") Der Znaammenhani; einer ganzen Reihe verfa-'niungtiinissiger Institu- 
tiMDcn mit dom Recht« der Minoritäten wurde bereits energisch betont von 
Gnizot, liiMoirt de« ort^ne« du j^ourernement r^resentati/ en Eurojte, I, 
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der Gewalten bezwecken nicht in letzter Linie Schutz der Ein- 
zelnen vor der Majoritätshcrrschaft, wie denn auch die Forde- 
iiingen nach Selbstverwaltung und Verwaltungsgerichtsbarkcit 
in nachweisbarem Zusammenhänge mit dem Misstrauen gegen 
wechselnde Majoritäten und der von ihnen beeinflussten Re- 
gierungen sieben. 

Das hier zu untersuchende Problem ist einzig und allein 
das Recht der Minoritäten bei Entscheidungen in gesetzgebenden 
Collegien und bei Volksabstimmungen. Die gcschäftsordnungs- 
mässigen Rechte, welche Minoritäten in den Parlamenten gc- 
niessen , werden auch nur soweit berührt werden , als sie mit 
jenem Problem in Zusammenhang stehen. Sie haben übrigens 
alle den wesentlichen Zweck, einer Minorität oder einem Ein- 
zelnen die Möglichkeit zu verschaffen , sich geltend zu machen 
und dadurch die Entscheidung des Collegiums zu beeinflussen. 

Während die früher erwähnten Punkte mehr oder minder 
eingehende Beachtung gefunden haben, ist diese Frage niemals 
einer systematischen Betrachtung unterzogen worden. Die 
Literatur ist bisher in der Regel über gelegentliche Aeussc- 
rungen nicht hinausgekommen. Dieses interessante Problem, zu- 
gleich das wichtigste in dem ganzen Complcx von Fragen, die das 
Recht der Minderheit betreflen, wird uns zur Genüge beschäf- 
tigen. Ja, wir werden selbst bei solcher Beschränkung nur in 
den grössten Zügen zeichnen können. 

Dieses Recht der Minoritäten kann einen dopjielten Zweck 
verfolgen: den Schutz objectiver staatlicher ln.stitutionen o<ler 
subjectiver Interessen. Aber nur in der Theorie, nicht aber 
praktisch lässt sich beidi^s an.seinanderhalten , da Institutionen 

jf. 1J2: j,L€h pr^cautions tltctorahny lett iiebat« dett chumbrt«, leur publiciti', 
Ul liberti de la prestte, la respotimbilUc des ministres, toutes ccs cmnbimii^Qns 
nnt object de ne dreUtrer ^ pour ainjti dire In niajoriti qu'd bunnes 

ensei^nes, de la contraindre ri se sans cesne pour se conserter, et 

de mettrr la minoritr en fUnt de lui contesler non pottroir et son droit.** 
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und Interessen in Wirklielikeit stets eng mit einander ver- 
knüpft sind. So wüi’de z. B. eine Veränderung oder Aufhebung 
des englischen Oberhauses nicht nur in den Bau des englischen 
Staates eingreifen, sondern auch die öffentlich-rechtliche und 
sociale Stellung der Peers treffen. Es soll denn im folgenden 
auf diesen theoretischen Unterschied nicht näher eingegangen 
werden. 

Wir wollen nun zuvörderst nach rückwärts und sodann 
nach vorwärts blicken. Zunächst wollen wir sehen, inwiefern 
Minoritäten heute ein entscheidendes Recht gegeben, aus welchem 
Gedankenkreise es entsprungen ist, wie es sich entwickelt hat. 
Sodann aber wollen wir uns der Zukunft zu wenden und unter- 
suchen, welche Bedeutung die Frage nach dem Rechte der 
Minoritäten für kommende Zeiten hat. 

n. 

Wir schreiten zur Beantwortung der eraten Frage: hat 
Mchrheitswille, d. h. der Wille der absoluten Mehrheit, überall 
in gesetzgebenden Versammlungen unbeschränkte Entscheidungs- 
gewalt, und wenn nicht, wie und wo sind ihm Schranken 
gesetzt ? 

Um diese Frage zu beantworten, müssen wir zurück- 
greifen in jene Zeiten , in denen die modernen Anschauungen 
von Verfassung und Gesetz zuerst auftreten. 

Gegen das Ende des 16. Jahrhunderts taucht die ganz neue 
Vorstellung auf, dass es Gesetze gebe, die mit besonderer Heiligkeit 
umkleidet sind, die höheren Werth haben als die übrigen. Das 
sind die Grundgesetze, Uyes fundamentales. Das Wort fumla- 
mentalis ist weder classisch , noch gehört es dem mittel- 
alterlichen Latein an. Bei Dueange ist es nicht zu finden, 
es ist daher zweifellos eine Neubildung. Wenn auch seit der 
Renaissance der antike Gegensatz von 77o'/.iTEia und v'iaoi, von 
Verfassung und Gesetz, wie ihn Aristoteles entwickelt hatte. 
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allgemein bekannt war, so entstammt ilennoeh die Vorstellung 
eines Grundgesetzes wesentlich den grossen Kämpfen zwischen 
Königthum und Volksthum , wie sie seit Beginn der neueren 
Zeit namentlich im Gefolge der Reformation eingetreten waren. 
Grundgesetze sollen nicht einseitig vom Könige geändert werden 
können. Schon im IG. Jahrhundert heisst es bei den Monarcho- 
machen, die „leyes quae dicuntur fundamentalen*' *•) seien dem 
königlichen Willen entrückt. Loyseau erklärt zu Anfang des 
17. Jahrhunderts, dass die „loix fondamentales de PEntat“ für 
den König von Frankreich , der ja schon damals ein absoluter 
Herr war, eine feste Schranke bilden •’) und auch der pedantische 
Desjiot Jacob 1. beruft sich auf das Da-sein von fundamental 
taten, die er in seinem Sinne deutet.“) Der üsnabriieker Frieden 
führt den Begriff des Grundgesetzes in das deutsche Stuats- 
recht ein.“) 

Was aber ist ein Grundgesetz? ln der gelehrten i^iteratur 
vermag es niemand zu sagen. Ira Leviathan erwähnt Hobbes 
den Unterschied zwischen Grund- und anderen (iesetzen , fügt 
aber hinzu, er habe bei keinem Autor eine Definition des Grund- 
gesetzes gefunden.“) Hierauf sucht er selbst dem Worte einen 
fe.sten Sinn zu geben: ein Grundgesetz sei ein solches, de.ssen 
Aufhebung den Staatskörper zerstören und völlige Anarchie 
hervorrufen würde. Das Grundgesetz ist daher nichts anderes 
als der Grund vertrag , auf den Hobbes das ganze Gebäude 

”) T re n mann, Die Monarchomaclien (in Jcllinek-Mcyer, StaaUs- und 
vtilkerrecbtliche Abhandlnoi^en, I, 1), S. 77, N. 5- 

•*J Trait/ rfw I60^, S. 26. 

**) l’rotbero, Sehet Statute» and other (amtitutional Document» iiiufit$\ 
vf the reiffn Klüaiteth and Jama, I, OxforU 

**) J. P. O. VIII, 4; caetera omnea landabdea canaueiudint» et Saeri 
Uamani Itnperii canatitutionea et legea fundamentaha. imftoaterum rchgtoac 
Hercentur. 

*•) / could never »ta in nuy nuthor lehat a /undumeHtal late aignifieth, 
Cti. 2ti. The. Kttffliah U'ortea of Th. liohbes, I^ondun 1839, UI, S, 275- In der 
Utviniseben .^n^gatie fehlt diese 
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soinur Staatslehre gründet, sowie die nächsten Consequenzen, die 
er aus diesem Vertrage zieht. 

Hobbes hatte nicht geahnt, welch grosse Bedeutung 
damals schon dieser neue Begriff des Grundgesetzes ausserhalb 
der zünftigen Gelehrtenwelt gewonnen hatte, dass seine Lösung 
des Problems nichts weniger als neu war. Der Zu.sammenhang 
zwischen Grundgesetz und Gesellschaftsvertrag hat in der ge- 
waltigen \'olksbewegung, die England seit dem Beginne des 
17. Jahrhunderts durchwühlte, deren Folgen für die ganze Ent- 
wicklung des modernen Staates erst heute in ihrem vollen 
Umfange erkannt werden, eine grosse und folgenschwere Kolle 
gespielt. 

Die Puritaner nämlich und Independenten, also die Träger 
der revolutionären Bewegung in England und Schottland, stehen 
unter der Herrschaft der von ihnen aus den Principien der 
reformirten Kirche geüdgerten Ans<'hauung, dass alle Gewalt, 
kii-chliche wie weltliche, in die Hand der Gemeinde gelegt sei.”) 
Deshalb bedarf es zur Gründung einer Kirchengemeinschaft 
eines Vertrages der künftigen Geraeindemitglieder, und in der 
That organisiren sich die Anhänger die.ser Lehre dadurch, dass 
sic „corennflts“, Verträge ahschliessen'D, weshalb die ganze Partei 
den Namen der Covenanter bekam. Aber nicht nur die Kirchen-, 
auch die Staatsgemeinde ist nach ihrer Anschauung Product 
eines V'^ertrages. Daher verlangen die Officiere Cromwell’s unter 
dem Einflüsse der Leveller und namentlich deren Führers 
John Lilburne, dass eine von ihnen ausgearbeitete und be- 
schlossene Verfas-sung gleichsam als Grundvertrag Englands vom 
Parlamente allen Engländern zur Unterschrift vorgelegt werden 
solle. In die.sem Instrument, dem ngreement of the people ( Volks- 
vertrag), wird erklärt , dass es die fundamentalen Rechte und 
Freiheiten des Volkes enthalte. Diese Fundamentalrechte werden 

”) Jellinck, Die ErkUruni; der Menschen- und UUrgcrrechte , S. 31 ff. 

'*) Borge and, hiftbii»»ement et repieion ile/t eonelitutionit. Paris 1§!I3, S. 8. 
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aber ausdrücklieli d<-n MajoritätsliesehlUsseii des Parlaments 
entzogen. Jedes Gesetz, das in dieser Riehtung von der Mehr- 
heit einer Minderheit s<dle aufgezwungen werden, sei null und 
niehtig. lieber diese Grundgesetze könne überhaupt nieht das 
Parlament betinden, sondern nur das Volk, dessen Willen das 
Parlament selbst seinen Auftrag und seine ganze Existenz 
verdanke. lieber die Formen jedoch, in denen die Aenderung 
der verfassungsmässigen Grundsätze durch das Volk vor sich 
gehen solle, ist in diesem merkwürdigen Documente, dessen 
ursprüngliche Gestalt erst vor einigen Jahren wieder an's Licht 
gezogen wurde "), nichts gesagt. Doch hätten ihren Principien 
gemäss diese frommen Männer Einstimmigkeit des gesammten 
Volkes zur Verfassungsänderung verlangen müssen. Dem reli- 
giösen Gefühle ist Achtung vor der Mehrheit fremd. Ein 
Erwählter ist mehr werth als zehntausend Verworfene. Der 
Werth der Einzelpersünlichkeit ist ein unendlicher geworden. 
Nur in untergeordneten Dingen könnte da die Mehrheit ent- 
scheiden. Steht aber die ganze Ordnung des Gemeinwesens in 
Frage, dann müsste Einstimmigkeit zur Aenderung erforder- 
lich sein. 

Diese revolutionäre Bewegung geht aber in England vor- 
über. Das alte Parlament kehrt mit dem Köiiigthum zurück 
und überdauert dieses Königthnm, es wird durch die glorreiche 
Revolution von 1088 die unbestritten herrschende Macht in 
England. In diesem Parlamente hatte jedoch schon seit langem 
in jedem der beiden Häuser die einfache Mehrheit entschieden, 
und so ist ea bis auf den heutigen Tag der Fall. Das englische 
Recht weiss von keiner Angelegenheit, welche zur Beschluss- 

*•) l>er crato Enlwurf, abgedruckt bei Gardiner, lUatory of the ffrtal 
ricil trur. IJI, London 181)1. S. b<l6 «i- Der dednitive Text bei Gardiner, 
The Cvn«tUutiomü DocHMtnt« of tht Vuritmx Oxford 18SÜ, S. 

In ihm ist von dem veria.ssungBitndernden Rechte des Volkes nicht mehr die 
Rede, dafür sind im achten Absatx (8. 8ü) sechs Punkte anfgexahlt, 

welche pnrlamcntarischen Majoritatsseblüssen entzogen sein sollen. 
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fassung eine qiialificirte Mehrheit erfordern würde. Bie-sc realen 
Verhältnisse wirken nun auch auf die jiolitLsehe Literatur ein, 
die selbst da , wo sie reformiren will , viel öfter, als man zu 
glauben geneigt ist, nur die gegebenen Verhältnisse wiederspiegelt, 
ln seinem berühmten Buche über die Regierung untersucht Locke 
die Ijehre vom Social vertrag, die nun in England von allen 
Seiten anerkannt wurde, zumal die Revolution und die Reaetion, 
John Lilburne und Thomas Hob h es, ihr gehuldigt hatten. 
Ein Vertrag, und zwar ein Vereinigungsverlrag ist es, dureh 
den der Staat gegründet wird. Einstimmig muss dieser ur- 
•sprüngliehe Vertrag abgeschlossen werden, stillschweigend tritt 
ihm jeder hei, der zu seinen Jahren kommt. Aber dieser Vertrag 
hat kraft XatuiTcchtes eine wichtige Clausel : Im Staate soll 
künftig der Mehrheitswille widerstandslos gelten. Schranken 
sind diesem Mehrheitswillen nur durch die Zwecke der Ver- 
einigung gesetzt : Bewahrung des Eigenthums des Einzelnen, 
in welchem auch Leben und Freiheit enthalten sind. In solchem 
Fall ist dem Volke ein Widerstandsrecht seihst gegen den Ge- 
setzgeber gegeben , dem es die übertragene Gewalt entziehen 
kann. Aber Locke unterlässt es anzugehen, durch welche legale 
Mittel die durch ungerechte Gesetze verletzten Einzelnen oder 
Minoritäten in den Stand gesetzt werden sollen, sich wehren 
zu können. 

Auch auf dem Conlinente hatte man in der zweiten Hälfte 
des 17. .Jahrhunderts begonnen, das Recht der Minoritäten 
gegenüber den Grundgesetzen zu untersuchen. Zuerst hat 



*'’) 7Vro Iraitheii of gorernmatt, II, cli. VIII, %—!)!). I^diüii lIolibii.i 
liutt« erklärt, duss im einstimmig aliziLsehliemtendeii Sueialvertrag die Bestim. 
mung entkalten »ei, »ich dem von der Mehrheit bczeiehneten Herrscher zu unter- 
werfen, Ist der Herraclier ein eo«ri7i«w, dann gilt dessen Mehrheitswille. l>e ehr, 
V, 8, I.eviathan, eh. XVIII, a. a. tl. p. 1.59. Vor Hobb e» hatte II. Grotiu», 
Oe itice //effi tic II, 17 auf Grund antiker Lehren behauptet, dass 

^ntiluratitee pnra mnior ius htibet 
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Pufeiulorf darübei' eine bestimmte Ansicht gcäussert. Das 
den tjtaat cunstituirendc pactum unionts m\iss einstimmig ab- 
geschlossen werden. Das auf Grund dieses pactum erlassene 
Decret Uber die forma refftminia hingegen wird mit Mehrheit 
beschlossen. Nur diejenigen, die den Vereinigungsvertrag bedingt 
cingegangen sind , brauchen sieb ihm nicht zu fügen , bleiben 
aber dafür ausserhalb des sich bildenden Staates.”) Noch ein- 
gehender hat sich die Literatur des 18. Jahrhunderts mit dieser 
Frage beschäftigt. Am energischesten hat Chr. Wolff betont, 
dass die gesetzgebende Gewalt an den Grundgesetzen eine un- 
iibersteigliche Schranke habe, nur Herrscher und Volksgesammt- 
heit können sie gemeinsam ändern. *•) Von den Schülern Wolff’s 
luvt namentlich E. deVattel das Problem eingehend erörtert. 
Er schreibt dem Volke zwar volle Freiheit zu, die Verfassung 
nach Belieben durch Mehrheitsbeschlüsse zu ändern, entzieht 
aber dieser Mehrheit das Recht, sie der Minderheit aufzu- 
drängen. Fügt sich die Minderheit nicht, so kann sie unbe- 
lästigt den Staat verlassen und anderswo ein neues Gemein- 
wesen gründen.”) Am wuchtigsten sind aber die Ausfüh- 
rungen Rousseau ’s. Er kehrt zu dem Satze Locke’s zu- 
rück , dass auf Grund des ursprünglichen , einstimmig abge- 
schlossenen Vertrages die Mehrheit die Minderheit verpflichte, 
fühlt aber den tiefen Widerspruch die.scr Behauptung mit dem 
von ihm so energisch vertheidigten Satze, dass jeder im Staate 
frei und daher nur seinem eigenen Willen unterworfen sein 
müsse. Er löst ihn durch die sophistische Ausführung, dass der 
bei einer Volksabstimmung in der Minderheit Gebliebene sich 
über den Inhalt der voloultl generale, die ja auch die Essenz 
■seines Willens bildet, getäuscht habe. Der Mehrheitswille ent- 

*‘) De iure nuturue et yentium, VII, 2, §• 8. 

**) JuM iiaturae tnethotio sdentißca pef’trnctutum Vlll, §. S15- DottMati 
tryUtatoviac non subifuut teyes fundamentales. 

droit des yenn. I, cli. UI. 33. 
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halto stets den wahren Allgemeinwillen , an dessen Bildung 
auch der Dissentirende durch Stimmgebnng theilnehme- ”) Poch 
fühlt er das Bedenkliche dieser Deduetion selbst, indem er em- 
pfiehlt, die Stärke der zum Besehlusse nothwendigen Majorität 
nach der Wichtigkeit und Dringlichkeit des Gegen.standes fest- 
zu.setzen. **) Niemals aber ist ein Schutz der Minoritäten noth- 
wcndig, da Rousseau es für undenkbar erklärt, dass der All- 
gemeinwille den Einzelnen absichtlich wolle schaden können. 

Alle diese Untersuchungen sind aber vorläufig rein akade- 
mischer Natur. Wo waren die Verfassungen, wo die Grundgesetze, 
die durch den Mehrbeitswillcn oder den Willen aller hätten 
geändert werden können? In der Wirklichkeit war damals auf 
dem Contincnte davon nur wenig zu finden. Zu praktischer 
Bedeutung gelangt diese ganze Lehre fern von der Stätte, die 
sie erzeugt hatte, jenseits des Oceans, in Amerika. 

Da müssen wir aber etwas zurückgreifen. Jene englischen 
revolutionären Lehren vom einstimmigen Gesellschaftsvertrage 
als Grund des Staates hatten eine merkwürdige Verkörperung 
gefunden in den amerikanischen Colonien Britanniens. Wenn 
dorthin Ansiedler aus dem Mutterlande zogen , so hielten sie 
es für selbstverständlich , feierliche Pflanzungsverträge abzu- 
achliessen, die sie alle Mann für Mann für sich, ihre Weiber 
und Kinder Unterzeichneten. Das bekannteste dieser Docnmentc 
ist der Vertrag, den die „Pilgrimväter“ am 11. November 1620 
an Bord des Schiffes „Maiblume“ abgeschlossen hatten. Das be- 
deutsamste aber sind die Fundamental Ordere of Connecticut vom 
14. Januar 1638(.'19), in denen eine detaillirte Staatsverfa.ssung 

**) Du contrat social, IV, II. 

•*) Plus Us th'liberations sont impoi'tantfs et ffcares, plus Vavis tfui 
l'importe doit appt'ocher de Vunanimit^. Das soll namentürh l>ci Gwtzon gelt#*n. 

**) A. a. O, I, 7 : . . . . tst impossihU que le corjw reuille tous 

sts meinhres; et nous rernniH ci-aprh qu'il ue peut tiuire A aucun e» /wir- 
culier. I^e sourerain, /wir ceht seid qu’il est , est toujours tout re qu'il 
doit ctre. 



Digitized by Google 




14 



aiifgcstellt wurde. Allo diese Vorträge gelten als dem Willen 
der Mehrheit entzogen. Ganz wie die Leveller in der Heimat 
dachten diese englisehcn Ansiedler: was alle beschlo.o.sen 

haben, kann aueh nur von allen geändert werden. Nun erhielten 
al>er diese (’olonien im Laufe der Zeit , sei as von den eng- 
lisehen Königen, sei es von ihren Eigenthümern, wie z. H. 1‘enn- 
sylvanien von William Penn, Charters, verbriefte Rechte, die 
Vorläufer der modernen Verfaasungsurkunden. Auf diese Colo- 
nialoharten, die häufig nichts anderes als eine Bestätigung der 
durch eigene Beschlüsse der Colonic festgesetzten Organisation 
und der den Stant»genos8cn gewährten Rechte enthielten, über- 
trägt sich unvermerkt die Vorstellung des Gmndvertrngc.s oder 
Grundgesetzes, das dem Majoritätswillen entrückt sein soll. 

Diese Vorstellung wird von der grüs.sten prnkti.sc.hon Be- 
deutung seit 1776. Die vom britischen Mutterlande sich los- 
reis.senden amerikanischen Colonien geben sich kraft der nun er- 
langten Machtvollkommenheit in diesem und den folgenden Jahren 
Verfas.sungcn — die ersten Verfassungsurkunden ira modernen 
Sinne. Alle diese Verfa.ssungaurkunden werden als unmittelbare 
Au.sflUsse des Willens des vereinigten Volkes betrachtet : sie 
sind gleichsam der geschriebene Grundvertrag , auf dem nach 
amerikanischer Anschauung bis auf den heutigen Tag der Staat 
ruht. Bald erhebt sich aber die Frage: Können diese Ver- 
fn.«sungcn geänilert werden , und wenn es geschehen kann , in 
welchen Formen? Die alte, auf kirchlichen und naturrechtliclien 
An.schauungen beruhende Lehre von der Einstimmigkeit als Er- 
fordemiss der Verfassungsänderung kann selbstverständlich nicht 
aufrecht erhalten weitlen, einem allem Doctrinarisraus so ab- 
holden Volke wie den Amerikanern lag nichts ferner als das 
polni-sche liberum veto seinen Institutionen einzufiigen. Aber 
complicirte und kräftige Hinderung.smittel der Verfa.s3ung.s- 
änderung werden beschlossen, so dass es nirgends schwerer i.st, 
eine solche ins V'erk zu setzen, als in den Vereinigten Staaten. 
Die amerikanischen Verfa.ssungen sind rigide Verfassungen im 
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Gegensatz zu den biegsamen, die Europa in nicht geringer Zald 
kennt. Die nunmehr geschaffenen Formen für die Verfa-ssungs- 
iindernngen verfolgen verschiedene Zwecke. Einmal sollen häufige 
Aenderungen hintangehalten werden, daher finden wir Verbote, 
sie innerhalb einer bestimmten Zeit vorzunehmen, sodann soll 
das Volk selbst darliber in letzter Instanz entscheiden können, 
daher eingehende Bestimmungen über die Art der Volksent.schei- 
dungen. Ein grosser Theil dieser Formen bezweckt aber Schutz 
der parlamentarischen Minorität, der ein Recht des Wider- 
spruchs gegen die gejdante Aendernng gegeben ist. Selbst für 
die ein Amendement zur Verfassung der Einzelstaaten sanctio- 
nirende Volksabstimmung ist nicht immer einfache Majorität 
genügend. In jenem Rhode Island , das sieh im 1 7. Jahrhun- 
dert als eine der ersten Colonien auf Grund von Pflanzungs- 
verträgen constituirt hatte, kann bis auf den heutigen Tag nur 
durch eine DreifUnftel-MaJorität des abstimmenden Volkes die 
Verfa-ssung geändert werden, so dass einer allerdings bedeuten- 
den Minorität das Recht des Widerspruches gegeben ist.*’) In 
der Regel ist aber in den Legislaturen , die überall zunächst 
über die Verfassungsänderung zu befinden haben, eine grössere 
als einfache Mehrheit zu einem gütigen Beschlüsse nothwendig, 
und zwar sind hier die mannigfachsten Combinationen vorhanden ; 
Dreifünftel- oder Zweidrittel-Majorität in jedem Hause, Zwei- 
drittel-Majorität in einem Hause, in den anderen einfache Majo- 
rität , Abstimmung in zwei aufeinanderfolgenden Legislaturen 
mit einfacher Mehrheit in der einen und Zweidrittel-Mehrheit 
in der nächsten oder sogar (in Delaware) mit Zweidrittel- 
Mehrheit in der einen und Dreivieitel-Mehrheit in der andern 
u. s. w’. Wo solche Bestimmungen mangeln ist aber häufig 
einfacho Majorität in einer zweiten Legislatur vorge.sehriel>en. 



") ürspranclich wanli- in meliren-n .Staaten Zweiilrittel-Majnritiit der 
Wähler anr Reatiiliirnnz der VorraMnnpdnderan)? verlangt; V)eI. ltnrircanil, 
I>. 171 M|., 177. 
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um zu erkunden , ob die ursprüngliche Mehrheit noch Ibrt- 
hestehe. •") 

Dieses System des Minoritatenschntzes ist aber auch durcli- 
gefiihrt worden in der Verfassung der amerikanischen Union 
selbst. Zwei Drittel beider Häuser des Congresses müssen die 
Verfnssungsänderung hesehliessen und drei Viertel der Staaten- 
legislaturen müssen sie ratificiren, .so dass sowohl die Minder- 
heit in jedem Hause des Congresses als eine noch geringer be- 
messene Minderheit von Staaten das Recht besitzt , das Zu- 
standekommen eines Amendements zu hindern. Diese Minori- 
tätcnreclite sind nun in der That .so weitgehend, dass in diesem 
.Jahrhundert nur vier Zusätze znr Verfassung angenommen wor- 
den sind und seit mehr als dreissig .Jahren keiner der zahl- 
reichen auf eine Verfassungsänderung zielenden Vorschläge dnreh- 
gedmngen ist. Kraft dieses Rechtes der Minoritäten ist die 
Unionsverfassnng die rigideste, die es überhaupt gibt, ein Zustand, 
der zn der intere.s.'anten Erscheinung Anlass gibt, dass manches, 
was nicht formell beschlossen wurde, durch die Mächte des 
Lebens auf dem Wege gewohnheitsmässiger Uebnng sich Bahn 
bricht, so dass aus der ünveränderlichkeit des Bnehstahens der 
Verfassung nicht auf die Starrheit der Verfassung selbst g(>- 
sehlossen werden darf.*“) 

Der amerikanische Gedanke des Minoritätensehntzes ver- 
einigt sich nun bald auch in Europa mit der naturrechtlichen 
Vorstellung vom Wesen der Verfassung, um die Forderung 
nach einem Rechte der Minoritäten zu erwecken , Verfassungs- 
änderungen durch ihren Einspruch hemmen zu können. Diesen 
höchst interessanten Process im einzelnen zu verfolgen , würde 
uns hier zu weit führen. Nicht alle, aber doch viele Verfas- 

Vgl. die Zu 2 iumnieD»tellung bei KlUs Paxon Oberholtxer, The 
Ue/erfndum in Americn ( PuhUcationn of th« Unirtt‘$ittf of Pennnt(lcanut)f Pliija* 
(l«‘l|ibia 1893, p. 41, und die näheren Daten dabei ini Appendix da^ulM. 

*•) Vgl. hierüber die interessanten AtiHführungen von James Bryce, 
The Anterienn VommomeeuUh^ 2. ed., I, ch. XXXIV, p. 381 aq. 
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snngen haben diese Idee aeceptirt und in der verschiedenartigsten 
Weise ansgeführt. Unberührt sind von ihr geblieben die Staaten 
mit alten Verfassungen, also England*“) und Ungarn, ferner 
zum Theil jene Verfassungen, die unter dem Einfluss der fran- 
zösischen Theorie vom pouvoir constiluont entstanden sind ; manche 
von ilinen lassen nämlich besondere Revisionskammem wählen, die 
gleichsam ein Specialmandat des Volkes besitzen. Bezeichnend 
ist es auch , dass heute die romanischen Staaten entweder wie 
Italien *') und Spanien gar keine, oder wie Portugal und Frank- 
reich nur solche Formen kennen, die keinen oder doch nur 
einen geringfügigen Schutz der Minderheit in sich schliessen. 
Was namentlich Frankreich anbelangt, so hat es nur in den 
ephemeren Constitutionen der Revolutionszeit und der zweiten 
Republik den amerikanischen nachgebildete Erschwerungen der 
Verfassungsänderung gekannt. Die Charte von 1814 hingegen 
und die revidirte Charte von 1830 schweigen gänzlich über 
diesen Punkt. Die Scheinverfassungen der beiden Kaiserreiche 
kommen kaum in Betracht. Heute aber wird eine Verfassungs- 
ändening zunächst mit einfacher Mehrheit in jeder Kammer be- 
schlossen und sodann an die zur Nationalversammlung ver- 
einigten beiden Kammern gebracht, wo dann ebenfalls ein- 
fache Majorität, hier aber allerdings sämmtlicher Kammer- 
mitglieder entscheidet. Ist also die Majorität vollzählig auf 
dem Platze, so kann sie jeden V'idcrstand, auch den der bedeu- 
tendsten Minderheit, brechen. Gewiss hat zu diesen Bestim- 
mungen die Erfahrung der Franzosen beigetragen, wie nutzlos 
alle weitgehenden Schutzmittel der Stabilität der Verfassung 
waren. Aber andererseits ist Achtung der Minderheiten nie- 
mals ernstlich Sache des romanischen , vor allem des franzö- 

*“) Maine, Populär Goremmfvff p. 1249Q-. hebt enencwch die die Majori* 
tntawillkfir be^^ünstigenden NachthHIe des cnglinchen Systems ini ttegensaU xnni 
ami'rikanisehen hervor. 

••) Von Brnsa, Das Staatsrecht des Königreichs Italien (in Marqnard* 
sen's Handbueh des öffentlichen Hecht«), S. 14. 15 gebilligt. 

Jelllnek. Dm Rt>eht d<tr Hinoritfttfin. 2 
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gischen Volksthnms gewesen. Die altrömischen Voi-stellungen 
von der Staatsomnipotenz liegen den Romanen zu sehr im Blute. 
In ihren Verfassungen haben sie zwar, die Franzosen allen 
voran, die amerikanischen Sätze von den Rechten der Individuen 
und den zu Minderheiten vereinten Individuen verkündet, in 
Wahrheit hat aber dort , und zwar wiederum vornehmlich in 
Frankreich, die Staatsrai.son stets die ihr widerstrebenden Min- 
derheiten schonungslos nie<lergetreten. 

In den meisten anderen Verfassungen al>er der Gegenwart 
hat die Idee des Minoritätenschutzes einen mehr oder minder 
kräftigen Ausdruck gefunden. So in den Niederlanden, in Bel- 
gien, Norwegen, den Staaten der Balkanhalbinsel, dann in der 
Schweiz, wo nicht nur die Mehrzahl der Schweizer Bürger, son- 
dern auch die vielleicht eine Minderheit der Bevölkerung 
repräsentirende Mehrheit der Cantone zustimmen muss.*’) So 
in Oesterreich, sowohl im Reiche, als in den Ländern. So im 
Deutschen Reiche, in dessen Bnndesrathe vierzehn Stimmen ein 
Veto gegen jede Verfassungsänderung haben, so in den meisten 
Staaten des Reiches, unter denen aber gerade Preussen eine 
Ausnahme macht, da dort einfach eine wiederholte Abstimmung 
in beiden Kammern zur Verfassungsänderung genügt. 

Hier erhebt sich eine zweite Frage: Was ist denn eigent- 
lich der Inhalt einer Verfassung, was gehört in das Grund- 
gesetz, das Minoritätenschutz verheisst, was nicht? Wenn 
Hobbes heute lebte, er fände noch immer in der Literatur 
keine befriedigende Antwort auf diese Frage, ln den verschie- 
denen Staaten sind neben den Grundzügen der Organisation und 
der Competenz des Staates die verschiedenartigsten Bestimmungen 
in die Verfa.ssung aufgenommen worden, die anderswo sogar zn 
den untergeordnetsten Bestandtheilen einfacher Gesetze zählen 



Anders io den Cantonen, wo die grossen Räthe oder besondere Wr* 
fassnugsrätlie nnter Sanction des Volke» durch einfache Mehrheit die Verfassung 
revidiren. 
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würden. Treffende Beispiele hiefUr bietet die Verfassung des 
Deutschen Reiches in der Aufzählung der vermittelnden Func- 
tionen , die sie dem Reiche auf dem Gebiete des Eisenbahn- 
wesens znweist.*’) Je kleiner der Staat, desto länger pflegt 
seine Verfassung zu sein. So sind z. B. die Verfassungen von 
Oldenburg und Braunschweig mehr als doppelt so umfangreich 
wie die von Preussen. Welche Principienlosigkeit in der Ab- 
grenzung der Verfassungs- von der einfachen Gesetzgebung 
herrscht, dafür bietet Oesterreich ein schlagendes Beispiel, in- 
dem dort die Reichsrathswahlordnung einfaches, die T^indtags- 
wahlordnung hingegen Verfassungsgesetz ist. Was ein Volk 
alles seiner Verfassung zuweisen kann, das hat vor einigen 
.fahren die Schweiz in dem Zusatzartikel 2f)*> der Bundesverfas- 
sung gezeigt, der das Schäohtverbot enthält.’*) Der Begriff der 
modernen Verfassung ist daher in den Staaten mit besonderen 
Verfassungsurkunden oder Staatsgrundgesetzen ein rein formeller 
geworden, demzufolge ein Verfassungsgesetz dasjenige ist, wel- 
ches ausdrücklich als solches bezeichnet wurde. 

Aber gerade jene Unmöglichkeit, das Gebiet der Verfas- 
sungsgesetzgebung anders als durch rein äns.serlicbe Merkmale 
von dem der einfachen Gesetzgebung zu sondern, hat in neuester 
Zeit, und zwar wiederum in Amerika, zu einer höchst merk- 
würdigen und bedeutsamen Erscheinung geführt. Wenn man 

•*) Z. R. Art. 45: Reiche steht die Controle über das Ttrifwesen zn. 

DaitseU)« wird nameatlich dahin wirken : 

1. dasü baldigst auf allen deutschen Eisenbahnen nbereinstimmende ße> 
tritdisreglcmenta eingefuhrt werden; 

2. dass die möglichste Gleichmissigkcit und Herabsetzung der Tarife 
erzielt, insbesondere da.<«s bei grösseren Entfemungen fttr den Transport von 
Kuhlen, Coaks, Holz, Erzen, .Steinen. Salz, Roheisen. Düngnngsmitteln und ähn- 
lichen tiegensUnden ein dem Betlurfnisa der Landwirtbachaft and Indnstrie ent- 
sprechender ermäasigter Tarif, und zwar zunächst thnnlichst der Einpfennigtarif 
eingefUhrt werde.“ 

’*) „Das Schla<-hten der Thiere ohne vorherige Betäubung vor dem Rlat- 
entznge ist \m Jnlcr Schiachtart nnd Vieligattung ausnahmKlos untersagt.“ 

2 * 
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nämlich die heutigen Verfassungsurkunden der Einzelstaaten 
mit den ursprüngliclien vergleicht, so ergibt sich, dass sie dem 
Umfange nach ein geradezu enormes Wachsthum aufweisen. In 
der Folioausgabe sämmtlicher nordameriknnischer Verfas.sungen, 
die 1877 vom Senate der Vereinigten Staaten veranstaltet wurde, 
zählt z. B. die Verfassung Virginiens ans dem Jahre 1770 vier, 
die aus dem Jahre 1870 hingegen einundzwanzig Seiten, die 
erste Verfassung von Texas (1845) se<-hzehn , die Verfassung 
von 1870 zweiunddreissig Seiten u. s. w. Woher kommt das? 
Weil immer mehr und mehr Gegenstände der einfaehen Gesetz- 
gebung entzogen nnd der Verfnssungsgesetzgebung zngewiesen 
werden. So finden wir in den neueren Verfassungen Sätze, die 
Lotterien oder den Verkauf geistiger Getränke verbieten, Grund- 
züge für den Strafvollzug entw’erfen , einen Xormalarbeits- 
tag festsetzen , den Gehalt der Beamten regeln , genaue Vor- 
schriften für alle Arten von Schulen geben , die Bedingungen 
für die Verleihung von Corporationsrecbten an Eisenbahnen 
normiren und noch anderes, das im continentalen Europa nieht 
einmal Sache der einfachen Gesetzgebung, sondern der Regie- 
rung ist.“-) 

Diese merkwürdige Erscheinung hat eine ganze Reihe von 
Ursachen. Einmal ist es die Rüeksicht auf die Stellung des 
Richters, der in den Vereinigten Staaten, sowohl in der Union 
als im Einzelstaat, das Recht hat, verfassungswidrige Gesetze 
für nichtig zu erklären und von diesem Rechte den ausgiebig- 
sten Gebrauch macht. Will man ein Gesetz vor den Angriffen 
des Richters ganz sicher stellen, so muss man es eben in die 
Verfassung selbst aufnehmen.’*) Sodann das Streben des Volkw, 

“) Bryce, I. p. 427 j Oberholtzer, p. 44 sq. 

**) Tn einigen Staaten besteht sogar die verfassungamissige Einriehtnng, 
dass die Trichter dem Governor oder jedem TTanse der l.egislatur anf Verlangen 
einOntachten iilier TtechLsfragen abzugeben haben. Tlryce, T, 4:12, llershey. Die 
Oontmle öltcr die Gesetzgebnng in den Vereinigten Staaten, TTeidellsirg 1894, 
S. 39 f. 
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die letzte Eiitsclieidung über pi-aktiseli wielitige Dinge selbst 
in die Hand zu bekommen , verbunden mit dem beute überall 
verbreiteten Misstrauen gegen die Parlamente. Dieses Misstrauen 
treibt gerade in Amerika zu höchst merkwürdigen Mass- 
regeln.*') In den meisten Staaten ist nicht nur, um die rasche 
(iesetzesfabrikation zu verhindern , die früher jährliche Einbe- 
rufung der Legislatur abgeschafft und eine zweijährige Sessions- 
periode eing^ührt worden , es ist sogar ein Maximum von 
Sitzungstagen für jede Sessionsperiode vergesebrieben , damit 
nicht zu viele Gesetze gemacht werden und damit nicht die 
Aussicht auf längeren Diätenbezug die Volksvertreter zur Aus- 
dehnung der Session veranlasse.**) Allein ein wichtiges Motiv 
der Hypertrophie der Verfassungsgesetzgebung ist zweifellos auch 
die Rücksicht auf die parlamentarischen Minderheiten gewesen. 
Durch Aufnahme einer Bestimmung in die Verfassung ist in 
der grösseren Zahl der Staaten der parlamentarischen Minorität 
eine bedeutsame Waffe in die Hand gegeben, um einer rück- 
sichtslosen Ausbeutung der Gesetzgebung durch die Mehrheit 
wirksame Schranken zu bereiten. Noch immer wirkt hier jener 
alte religiös-naturrechtliche Gedanke nach , dass die Majorität 
nur innerhalb enger Grenzen unbegrenzte Verfügungsgewalt 
haben solle. Das entspricht auch am meisten dem germa- 
nischen Individualismus, der in keiner Demokratie so kräftig her- 
vorgetreten ist wie in der amerikanischen. Soweit dies in 
der Demokratie überhaupt möglich ist, haben die Ameri- 
kaner dem reinen Majoritätsprincip entgegengearbeitet. Sie 
haben nicht nur in der Union , sondern auch in allen Staaten 
das Zweikammersystem durchgeführt, und überall ist für die 
obere Kammer, den Senat, die Wählbarkeit namentlich durch 

Vgl. auch die intere-Hdanteu Amfährangcn vun v. Uolst, Dua äUaU> 
recht der Vereinigten Staaten von Amerika (in Marq uardsen’a Handbuch, 
S. lU ff.). 

Bryce, I, p. 467. 
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höhere» AltiT und längere Ansässigkeit cingesehiünkt, su dass 
die Gewählten gegenüber den der unU-ren Kammer einer Min- 
derheit angehören. Ferner steht in der Union dem Präsidenten, 
in den meisten Staaten dem Governor, also einem Einzelnen, 
ein sehr wirksames 8usj>ensives Veto gegen die Besehlüsse 
der Legislaturen zu.**) Es sind nämlieh in der Union und 
28 Einzelstaaten**) Zweidrittel -Majoritäten in jedem Hause 
nöthig, um eine mit dem Veto belegte Bill von neuem passiren 
zu lassen. In einigen Staaten besteht sogar die Bestimmung, 
dass ein einfaehes Gesetz nur durch die Mehrheit aller erwählten 
Mitglieder beschlossen werden kann *•), wodurch unter anderem 
auch der Minderheit ein Schutz gegen leichtfertige Ausbeutung 
der Macht der Majorität gewährt wird. Alle diese Mittel 
gegen widerstandslose Herrschaft der Mehrheit bezeichnen den 
Selbstschutz , den die transatlantische Uemokratie auf Grund 
der Principien gefunden hat, aus denen sie hervorgewachsen 
ist. Ja, dieser Schutz geht noch viel weiter als hier im ein- 
zelnen gezeigt werden kann , da in den Städten in der Kegel 
ähnliche Einrichtungen — Zweikammersystem, Veto des Mayors, 
das nur durch einen neuen Beschluss mit Zweidrittel-Majorität 
aufgehoben werden kann — getroffen sind, um auch die Local- 
verwaltung vor der Majorität schlechthin sichcrzustellen. Es 
mag allerdings dahingestellt, bleiben , ob all diese Mittel stets 
den ihnen innewohnenden Zweck erndchen , und ob die Demo- 
kratie in Amerika auch in späterer Zukunft stets die Einsicht 
besitzen werde, die Schranken, die sie dem MajoritäfsprineiiH! 

•*) In der Union wnrden 1789—188!! 4.^3 Uill« mit dem Velo 
Von ihnen sind nnr 29 Oeset* geworden. Mnson, Thr i’tto Poirer, Boston 1891, 
p. 121, 125. 

*”) Darunter 13 Staaten die Zweidrittel-Majuritat aller Miteiieder fordern. 
Ansso-rdem verlangen zwei Staaten Dreifünflrl-Majoritat in jeder, einer Zweidrittel' 
Majorität in einem Hause, sieben Majorität aller Gewählten in jedem Hanse. 
.Mason, p. 215 ff. 

‘■I V. Holst, .d, 117. 
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gezogen hat, unangetastet zu lassen. Denn alle Deuiukratiu hat 
die niemals ganz wegzubannende Tendenz, die einfache Mehrheit 
zum allein entscheidenden Factor zu erheben. 

Aus der Betrachtung der gegebenen Zustände hat sich 
das Resultat ergeben, dass auf Grund einer eigenthüralichen 
Entwicklung bei wichtigen Beschlüssen , die einer besonderen 
Form der Gesetzgebung, nämlich der verfassungsändernden zu- 
gewiesen sind, in sehr vielen Staaten eine grössere als die ein- 
fache Majorität gefordert wird, wodurch einer mehr oder minder 
starken Minorität die Macht gegeben ist, die geplante Aonderung 
zu hemmen. Eine befriedigende allgemeine Antwort konnte aber 
nicht gegeben werden. Wie alles auf dem Gebiete parlamenta- 
rischen Wesens tragen auch die Versuche, einer Minderheit 
Rechte zu gewähren, den Charakter des Zufälligen, Unsicheren, 
Tastenden an sich. Ein festes Princip konnte aus zwei Gründen 
nicht gefunden werden. Einmal weil sich der Begriff der Ver- 
fassung als ein schwer zu umgrenzender dargestellt hat. Sodann 
aber, weil der Umfang der einspruchsberechtigten Minorität 
nur nach dem ganz äusserlichen Moment einer fc^uote der Ge- 
sammtlieit der Stimmberechtigten oder einer fixen Zahl be- 
rechnet wird, so dass die concrete Festsetzung meist etwas 
Willkürliches hat. 

Von der Frage de leye lata wollen wir uns nun zu der 
de leye ferenda wenden. Zunächst haben wir da eine andere 
Frage zu erörtern. Ist hierin nämlich alles der Empirie zu 
überlassen oder gibt es dennoch auch für dieses Gebiet feste 
Principien, die sich dem Kundigen enthüllen? 

III. 

Wir treten diesem Problem näher, indem wir zuerst unter- 
suchen , ob es Minoritäten gibt , die ihrem Wesen nach einen 
gerechten Anspruch auf Anerkennung von Rechten haben, so- 
dann worin diese Rechte bestehen sollen. Mit der ersten Frage 
hat sich die theoretische Politik in unserem Jahrhundert häufig 
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beschäftigt. Aus der gros-seii Zahl vim Namen, die liier zu 
nennen wären, seien hervorgehoben der Amerikaner Ca Ihoun, 
die Engländer Th. H are, J. St. M i 1 1, H. Spencer, H. S. Maine, 
die Franzosen B. Constant, Guizot, Toequeville, 
Laboulaye, Dupont- White.**) Sie alle gehen ans von dem 
Gedanken , dass es Sehranken gebe für den Majoritätswillen, 
dass reine Majoritätsherrsehaft nichts als Unterdrückung und 
Tyrannei bedeute. I)ie Frage nach den Grenzen der Majoritäts- 
herrschaft beantworten die Meisten mit dem Satze : Das liecht 
der Minorität geht so weit wie das Recht des Individuums. An 
dem Bestände anerkannter Rechte des Einzelnen hat der Mehr- 
heitswille eine unübersteigliche »Schranke. Dem Individuum und 
damit den Minoritäten müsse ein Einspruchsrecht znst(‘hen gegen 
alle Versuche der Mehrheit , in das ihr entzogene Gebiet ein- 
breehen zu wollen. Die Mittel aber, die angegeben werden, um 
dieses Recht zu realiairen, haben in der Regel den Zweck, die 
Minderheiten und Individuen durch Einschränkung der parla- 
mentarischen oder Regiernngsmaeht zu sichern. Es sind meist 
die früher erwähnten, oft schon lang bekannten Formen des 
Minoritätenschutzes: Unabhängigkeit der .lustiz. Schaffung der 
VerwaltungsrechtspHege, Decentralisation der Verwaltung, Aus- 
bildung localer Autonomie, Einführung von Minoritätsver- 
tretungen u. 8. w. , die in der Literatur mehr oder minder ein- 

*’) Die i>in!)chlägigen Werke von Callioun, Maine, (iniaot, Tociiue- 
ville Hind hü anderen Stellen citirt. Von Ha re kommt hier iu Hciracht »«in 
bekannte!« Buch: A treniif>c &n the eUction of Uei>fesentntivf8^ Ia«>ndun 1851t, vor 
alkm ch. 1 nnd Xli, von Mill die beiden Abhandlungen On libtrhj (benondüih 
ch. III) und ConhiiUruiionti on lieprtscuiiUite Gortrmnfnt (ch. VI ii. VII), von 
Spencer namentlich; The Mtni rtrsun the Statt, IV. The great poUttatl »aper- 
utitioH (zu.*4aniinengefuBSt In dom Satz: „Thus we rotne round again to the pro- 
ponition that the a^oumed äivine right o/ parliament« and the implied dirine 
right of majontie«, are »uperiftitiiaui** , p. 103, l04). Ferner von Constant, 
('oura de potUigue con.ditutionelle rd. J^iOouiage, 1, 8. )i7G und ff , von 
Labonlaye L'^tat et «tJ* limites, Paris 1863. von Dupont- White LUndi 
rtda et Vetat, 'd. tW.. Pari*« 1865. 
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gcla-ml untci'suclit uml anguprifscn worden. Allein von den 
Meisten — auf die Aasnahmen werden wir später zu spreehen 
kommen — wird die Frage, wie and wann Minderheiten vor 
UebergrifTen der Gesetzgebung zu sehiitzen seien, kaum gestreift. 
Einer kleinen Minderheit oder gar einem Individuum gegenüber 
versagen überall auch die ersehwerenden Formen der Verfassungs- 
gesetzgebung ihren Dienst, nicht zu gedenken ilcs Falles, dass 
die durch legislatorische Massregeln angegriffene Minderheit in 
der gesetzgebenden Versammlung überhaupt nicht vertreten ist. 
Nur Nordamerika gewährt dem Individuum einen wirksamen 
Schutz wenigstens gegen verfassungswidrige Gesetze. Hat dort 
in irgend einem Staate die Mehrheit ein Gesetz beschlossen, 
das sieh als ein Angriff auf die Bill of Biyhtn des betreffenden 
Staates oder die entsprechenden Bestimmungen der Amende- 
ments der Unionsverfassung darstellt (und ähnlich verhält es 
sich mit den Unionsgesetzen selbst), so ist es Recht und Pllieht 
des Richters, es gegebenen Falles für unanwendbarzu erklären.**) 

*'J ln Karu|ia hat der kleine Canton Uri eine höchst merkwtmlige liv 
ütinimung in seiner Verfassung zum i^chntze individncller Rechte gegen Gesetzes* 
iKDKrhlüHse der I*ande;«geincinden, 37 drr Verfassung vom 5 Mai 1850 bcHlimmt 
nämlich: ^Was von den Isandesgemeiiiden oder den Landleutcn mit Mehrheit 
erkennt (sic!) wird, ist Gesetz ond dem soll nacbgclebt werden. Glanbt sieb 
Jemand dagegen zu beschweren, ho ist ihm zu gestalten, neuerdings nnter 
den gesetzlichen Formen vor diese Behörde zu treten, um seine Vorstellung 
anzubriogen. 

Sollte jemand an seinem habenden, besonderen Privateigenthume durch 
einen Landesgemeindebescblu«;* sich gekränkt, oder in seinen Privatrechtsamen 
dadurch bcnachtheiligt finden, so mag gegen den Beschluss Recht darge-schlagen 
werden. So mag auch gegen stdehe Privatmehte kränkende Begehren von sieben 
Geschlecbtcnt Recht dargeschlagen worden. 

Solchem Kecbtdarschlugen ungeachtet fährt zwar dio Landesgemeinde in 
ihren Berathungen und Beschlüssen, dem Rechten unvorgrelflicb, fort. 

Der Richter wird dann (unabhängig vom neuen Lande>^emeindebescfala.ss) 
die Rechtsfrage zwischen Volk und dem Heclitsdarschlagcnden nach Eid und 
Gewissen entscheiden.^ Sammlung der Bandesverfas.sung und der Cantonsver* 
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Davon wird in der Praxis ein sehr weitgehender Gelnaueh ge- 
macht. Ans den Berichten de.s amerikanischen Arbeitsamtes gellt 
hervor, dass in den letzten Jahren eine Reihe von Staaten 
Gesetze über Sonntagsruhe beschlossen hat, die hänfig vom 
Richter für ungiltig erklärt wurden. Interessant sind nament- 
lich die Entscheidungen über Sonntagsruhe der Barbiere. Da 
erklären die Gerichte, jeder Jlensch habe verfassungsmässig ein 
Recht auf glückliche wirthschaftliche Existenz, niemand dürfe 
zu einer religiösen Handlung gezwungen werden, Specialgesctze, 
die die Freiheit einzelner Classen von Bürgern einsehränken, 
seien unzulässig u. s. w. Daher sei es ein allgemeines Menschen- 
recht, auch am Sonntag zu rasiren, wenn man wolle, und der 
Gesetzgeber habe nicht die Macht, dieses Recht zu beschränken.“) 
Die amerikanische Soeialpolitik hat auch nach anderer Richtung 
hin mit dem Richter zu kämpfen, der manchen Versuchen, einen 
Norraalarbeitstag einzuführen , ein energisches Veto entgegen- 
gerufen hat, es sei denn, dass die betreffende Norm zu einer 
verfassungsmässigen erhoben wurde. 

Allein dieser richterliche Schutz, der den Individuen und 
damit indirect den überstimmten parlamentarischen Minoritäten 
zuthcil wird, hat seine sehr bedenklichen Seiten. Stets ist in 
solcher Rechtsprechung bei der Unbestimmtheit vieler Verfassungs- 
.sätze ein arbiträres Moment vorhanden, so dass das Arbitrium 
des Richters über das des Gesetzgebers gestellt wird. Dadurch 
kann aber unter Umständen die gedeihliche Entwicklung wich- 
tiger Institutionen durch den Gesetzgeber von dem jeder poli- 
tischen Verantwortlichkeit baren Richter , der ja wie jeder im 
öffentlichen Leben Stehende nothwendig dem Einttn.^se bestimmter 

fassungnn. Amtliche Ausgabe, Bern 1880, 8. 1^12. Xaeh Anchehuug, Da» .SUaU- 
recht der vereinigten Könisrekhe hwetlen nnd Nomegen (in Marq uardaena 
Hamlbucfa) , S. f. , ist das richterliche Prüfungrsreefat der GeaeUe auf ihre 
materielle Verfnssungsmässigkeit in Norwegen anerkannt, nur scheint es dott 
nicht im entferntesten die praktische Beileutung zu haben wie in Amerika. 

^*) JiuIIftin of the /ffpnriuteni o/ J^ltor , I, WasliingUm 1^^%, S. (iTG. 
t)73. H, 1897, S. 180. 520 (hingegen anders I, S. H7l) 
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politischer Anschauungen uusgesetzt ist, energisch verhiiiilert 
werden. 

Um eine sichere Basis fiir ein anznerkennendes Hecht von 
Minoritäten zu finden, wird man von folgenden Erwägungen 
ausgehen müssen : Der ganze Gedanke der Mehrheitsentscheidung 
beruht auf der Vorstellung durchgängiger innerer Einheit des 
Volkes. Die naturreehtlich-demokratische Idee der völlig gleich- 
werthigen Individuen liegt ihm zugrunde. Unter gleichwerthigen 
Individuen kann es al>er vernünftigerweise kein anderes Entschei- 
dungsmittel geben als die Grösse der Zahl. 

Alle Volksentseheide und parlamentarischen Einrichtungen, 
wenigstens soweit es sieh um Entscheidungen innerhalb einer 
Kammer handelt, beruhen auf dem Gedanken dieser Gleich- 
werthigkeit. Da jedes Parlamentsmitglied als Vertreter des 
ganzen Volkes betrachtet wird , scheinen Werth unterschiede 
unter diesen Repräsentanten undenkbar. Diesen Gedanken wider- 
spricht keineswegs das Dasein verschiedener Parteien, die partei- 
mässige Politik, die überall in den Parlamenten getrieben wird. 
Denn es liegt nun einmal im Wesen des Individuums begründet, 
dass cs staatliche Dinge nur gemäss bestimmten Voraussetzungen 
beurtheilen kann, die anderen, von anderen Lebensverhältnissen 
beherrschten fremd bleiben müssen. Aus der Vogel perspective 
könnte nur ein in den Lüften Schwebender und daher zum 
praktischen Handeln nicht Geeigneter die politische Welt be- 
dachten. Aber alle rein politischen Parteien sind ihrem Wesen 
nach lluctuirend. Sie sind in ihrer conereten Ausgestaltung 
niemals feste und dauernde Erscheinungen im Volksleben. Sic 
wechseln fortwährend an Zahl, Stärke, Bedeutung. Sie wachsen 
und vergehen. Wer heute conservativ ist, kann morgen ge- 
mässigt liberal, w'er liberal, näch.stens radieal sein. Daher kann 
bei rein politischer Parteigliederung die Minderheit der Gegen- 
wart die Mehrheit der nächsten Zeit werden. Ein Volk, das 
nur politische Gegensätze kennt , kann daher dem Majoritäts- 
princip den breitesten Spielraum gewähren, es kann sich damit 
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begnügen, im Interesse der Stabilität der slaatlieheii Ordnung 
sowohl, als auch um die jeweilige Mehrheit nicht übermächtig 
werden zu lassen, jene uns bereits bekannten Mittel des Mino- 
ritätenschutzes anzuwenden und dabei rein empirisch, den jewei- 
ligen Verhältnissen des Einzelstaates angepasst verfahren. Das 
höchste Recht aber einer Minorität solcher Art besteht darin, 
dass sie den Versuch machen kann. Majorität zu werden. Alle 
neuen Parteien haben als Minoritäten begonnen, ihr vernünftiges 
Ziel ist aber stets gewesen, durch Agitation, Ueberredung, 
Kritik die öffentliche Meinung zu gewinnen und so schlies.slich 
die Herrschaft zu erringen. Vor diesem Rechte der Minorität 
ist keine Majorität sicher, da sie keine Mittel Ijesitzt, um es 
auf die Dauer wirksam unterdrücken zu können. 

Alle diese Sätze ruhen aber auf der Voraussetzung, dass 
das Volk politisch eine innere Einheit sei. Nur in einer sulchen 
ist ein derartiges Wachsen und Fluctuiren der Parteien möglich. 
Da, wo diese Einheit mangelt, kann auch das auf die reine 
Kopfzahl gegründete Mehrheitsprincip nicht durchgef iihrt werden. 
Das haben vor allem die demokratischen Föderativrepubliken 
der Gegenwart gezeigt, ln ihnen sind die staatlichen Gegen- 
sätze innerhalb des Bundes so gross , dass neben der Volks- 
mehrheit eine zweite, auf die Zahl der Staaten gegründete, eine 
mehr oder minder gross bemessene Entscheidungsgewalt hat. 
Noch weniger aber kann das reine Mehrheitsprincip dort seine 
Anwendung finden, wo Gegensätze vorhanden sind, die ein Volk 
ein- für allemal derart scheiden, dass jene Voraussetzung der 
Gleicliwerthigkeit der Individuen hinfällig wird. 

Solche Gegensätze sind aber in erster Linie die religiösen 
gewesen. So lange religiöse Fragen den Charakter von poli- 
tischen angenommen hatten, hat sich überall energischer Protest 
gegen das Majoritätsprincip gezeigt. Majorisirung in religiösen 
Dingen wurde niemals als rechtmässig, sondern stets als Aus- 
druck brutaler Gewalt empfunden. In besonders prägnanter 
Weise hat sich ja nach den unseligen Kämpfen des dreissig- 
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jährigen Krieges in Deutschland die Verwerfung des Mehrheits- 
princips in religiösen Dingen gezeigt. Da war im Reichstage 
die normale Form der Berathung ganz ausgeschlossen. Jede 
Majorisirung war da unzulässig, die nmicnhilia compoaitio zwischen 
beiden Religionsparteien entschied , und wenn eine der beiden 
Parteien irgend eine, wenn auch nicht mit der Religion in Ver- 
bindung stehende Angelegenheit als Corporationssache erklärte, 
so trennte sich der Reichstag in das Corpus Catliolii'orum und 
das Corpus Evangellcorum. Bei einer solchen il!o tn partes wninlc 
demnach nach confessionellcn Curien abgestimmt, wodurch die 
an Zahl geringeren evangelischen Stimmen dasselbe Gewicht 
bekamen wie die katholischen.“) 

Solche Gegensätze sind aber heute die nationalen. Nationale 
Parteien können niemals als organische Erscheinungen inner- 
halb eines Volkes auftreten.“) Jenes Fluctuiren und Wechseln, 
das die rein politischen Parteien auszeichnet, ist bei ihnen 
gänzlich ausgeschlossen. Der Deutsche von heute kann nicht 
der Slave von morgen sein und wenn er es ausnahmsweise ein- 
mal sein sollte, so verfällt er mit Recht der allgemeinen Ver- 
achtung. Gleich den religiösen Parteien sind nationale ein- für 
allemal fest umgrenzt. Wo nationale Gegensätze in einer Legis- 

'■) In eiitcntbünilicher Weite i«t dieee ilio in partts nacli|;ebililet worden 
von Qladütone in »(einer homt rult (188G). Ilir zufotire sollte das iriM^he 
Parlament aus zwei ^ordera^ bestehen, deren Bestellung nach verschiedenen 
Normen zu erfolgen hätte. Beide Abtheilungen sollten gemeinsam lierathen und 
beacblieasen , es sei denn, dass irgend eine Krage von einer Abtheilung dnreh 
Majorität als Sonderangelegenheit erklärt wfirtle. Dann sollte getreonte Al>* 
Stimmung »^tattflnden, bei der jeder Theil ein Veto haben sollte. Nach 3 Jahren 
jedoch oder nach einer Auflbsung des Parlamentes hätte eine derart abgelchnto 
ßill wieder eingebracht werden können. Wenn dann die zweite Abtheiinng zn- 
.stimmte, die erste ablebnte, aollte die Majorität des ganzen Hauses entscheiden. 
Vgl. Ooremtnent of Ireland BilljStci. 2H. (Abgedruckt bei Dicey, KnijUtnd'a 
catt9 Home Bule, 3. td., London 1887. p. 295, 301.) 

Treffend ist das Wesen nationaler Parteien gezeichnet vonPischbuf, 
Oesterreich und die Bürgschaften seines Bestandes, 2. Auf!., Wien 1870. S. 70 ff. 
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latur von erhebliclier JWeutung sind, da wird jedf Mnjoriairung 
in nationalen Dingen als Brutalisirnng empfunden. Die Lelirc, 
dass wie in anderen, so auch in nationalen Fragen Mehrheit zu 
entscheiden hal>e, ist nichts anderes als eine in der Politik so 
hiiufig vorkommende Deduetion aus ungenügend fundirten Prä- 
mis.sen. Es wird nämlich die für das Majoritätsprincip noth- 
wendige innere politische Einheit des gesummten Volkes in 
einem Punkte vorausgesetzt, in dem sie nicht vorhanden .sein 
kann. Das ist ein Fall des alten, vcrderhlichen Doctrinarismus, 
der für alle Staaten und alle Parlamente nur eine geheiligte 
Schablone anerkennen will , er gehört zu den Dogmen jener 
naturrcchtlichen Politik, die unerbittlich Glauben verlangt und 
den verketzert, der ihren öden Gemeinplätzen Anerkennung ver- 
.sagt. Wir haben ja gesehen, wie der Satz, Mehrheit solle herrschen, 
hervorging aus der naturrechtlichen Anschauung von der ab- 
soluten Gleichheit aller Men.schen. Was für das absolut Gleiche 
gilt, kann aber nicht für das absolut Ungleiche seine Geltung 
beanspruchen. 

ln den meisten Staaten mit national gemischter Bevölke- 
rung genügen aber in der grü.ssten Zahl von Fällen Schutz- 
mittel für die Minderheiten in .Justiz und Verwaltung, so daas 
die gesetzgebenden Organe unter den nationalen Gegensätzen 
nicht zu leiden haben. So sehen wir trotz nationaler Mischung 
der Bevölkerung in der Schweiz und Belgien die Parlamente 
dieser Staaten in politische, nicht in nationale Parteien getheilt. 
(Janz anders aber liegen die Dinge in Oesterreich , das eine 
grö.ssere Zahl von Nationalitäten in sich vereint, als irgend ein 
civilisirter Staat in Europa und Amerika. Auch in tlesterreich 
sind gesetzliche und administrative Mas.sregeln getroffen , um 
jeder Nationalität, namentlich im Gebrauche ihrer Sprache 
bei den Behönlen und in der Schule Schutz zu ertheilen, die 
aber in der Regel Gegenstand heftigen Kampfe.? sind. Andere 
Mittel zur Tjösnng der nationalen Zwistigkeiten sind da von 
Politikern oder nationalen Parteien in der Presse o<ler in Ge- 
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setzentwiirfen vorgeschlagen worden : .Schaffung eines Spraehen- 
gesetzes, nationale Abgrenzung der Bezirke oder Kreise in 
den gemischtsprachigen Ijändem, Einsetzung eines Nationa- 
litätcngerichtshofes, Errichtung von Behörden des Staates sowohl 
als der Selbstverwaltungsvcrhände mit nationalen Sectionen, 
Einführung nationaler Curien in den Landtagen. Selbst wenn 
aber alle diese Vorschläge durchgeführt werden könnten, würde 
noch immer die gro.=se Frage übrig bleiben, wie im Reichsrathe 
die Rechte der nationalen Minderheiten zu schützen seien. Eine 
Verlegung aller national bedeutsamen Fragen in die Landtage 
könnte nur auf Kosten einer tiefgehenden, den Staat zerrüttenden 
Revolution vorgenommen werden und würde niemals die Zu- 
stimmung der Nationen finden, die im Centralparlamente ihre 
Rechte in wirksamerer Weise zu vertheidigen hoffen, als in den 
Landtagen. Darum handelt es sich in Oesterreich um die ausser- 
ordentlich schwierige Frage, wie ein Centralparlament, in dem 
acht Nationalitäten vertreten sind, diesen parlamentarische 
Sonderrechte ertheilen kann, ohne den Gang der Verhandlungen 
für immer unmöglich zu machen. Und doch ist hier die Macht 
der geschichtlichen Verhältnisse weiser als alle politische Klug- 
heit. Wie die Dinge heute liegen, ist die Nationalitätenfrage 
in Oesterreich in erster Linie eine deutsche Frage geworden. 
Einer deutschen Minorität und den sich ihr etwa Angliedernden 
steht seit einer Reihe von Jahren eine slavische Majorität, der 
sich noch andere Elemente anschliessen, gegenüber. Es haben 
sich daher unabhängig von aller gesetzlichen Normirung durch 
die Macht der nationalen und politischen Gegensätze im Reich.s- 
rathe gleichsam ein Corpus Germanorum und ein Cm-pus S/a- 
(»rum gebildet, denen de iure aber nicht gleiche Rechte zu- 
kommen. Die grossen Kämpfe der letzten Zeit sind der erste 
Versuch des Corpus Germanorum gewesen, sich vor Majorisining 
durch das andere Corpus zu schützen. Da es schwerlich gelingen 
wird, durch entsprechende Aenderung der Landesonlnungen 
oder durch Schaffung ausserparlamentari.scher gesetzlicher Insti- 
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tutionen «len Kampf im Reichsinthe (lauernd und für alle Fälle 
zu bannen , so läge in der Anerkennung bestimmter der Majo- 
risirung entzogener Rechte des Coqms der Deutschen im Central- 
parlamente*’) die einzige Möglichkeit, normale Zustände im 
Reichsrathe zu garantiren. Der Gegensatz zwischen deutsch und 
slavisch ist der einzige, der fortwährend an den Existenz- 
bedingungen Oesterreichs rüttelt, alle anderen Gegensätze unter 
den Nationalitäten sind von verhältnissmäasig geringerer Be- 
deutung. Die Zuerkennung derartiger unentziehbarer Rechte 
an eine Minorität wäre in der heutigen Staatenwelt durchaus 
nichts Neues. Ist sie doch in umfassender Weise im deutschen 
Bundesrathe durehgeführt. Einmal bei Besehlü.ssen über die 
R(«ervatrecht(“ einzelner Staaten , zu deren Abänderung Zu- 
stimmung der betreffenden Staaten nothwendig ist. so dass 
also z. B. die sechs ba}'erischen oder vier württembergischen 
Stimmen ein Veto gegen alle übrigen haben ; sodann in dem 
Vetorecht der siebzehn preu.ssischen Stimmen in den Fällen der 
Artikel 5 und 37 der Reichsverfassung. Die Anerkennung 
nationaler Sonderrechte Hesse sich allerdings viel leichter durch- 
führen , wenn ihre W’ahning dem Herrenhause zufiele, das aber 
zu diesem Zwecke zum Theil wenigstens als eine Länderkammer 
gestaltet sein müsste, was doch sogar die am meisten cen- 
tralistische Verfa.ssung, die Oesterreich zug(?dacht vvar, die 
vom 4. März 1849, beabsichtigt hatte. Ob es gelingen wenle. 

Die furmelt andi dem anderen ('orpos zaerkannt werden müsaten, nln 
wohl dien praktisch ohne da es ja durch die Thatsache jreschüUt ist, 

dass es, von momentanen Schwankungen abgesehen, f»chon heute die Majorität 
besitzt, die ihm für die Zukunft umso sicherer ist, als weitere Aendorungen der 
Wahloninung die Deutschen immer mehr in die Minderheit drängen werden. 
Den Vertretern der kleineren Nationalitäten müsste es frei stehen, sieh von Fall 
7.n Fall ilem einen o<lcr anderen ('orpus anznschliessen, zumal nur in den gesetz- 
lich geregelten Fällen, deren Zahl sich durch streiteeliHchtende Institutionen 
anderer Art sehr henilwetzcn Hesse, die Scheidung der zwei grosjum nationalen 
Parteien einzntreien hätte. 
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eine derartige Lösnng des Kampfes im Reiclisratlie zu verwirk- 
liehen, ist den Mächten anheiragestellt, welche die Geschichte 
bewegen. Eine andere Lösnng aber wird schwerlich gefunden 
werden. 

Den religiösen und nationalen Parteien würden sich in Zu- 
kunft sociale Parteien anschliessen, wenn dereinst der schroffe 
Gegensatz der besitzenden und nichtbi'sit.zenden Classe in der 
gc.setzgebenden Versammlung eines Staates den scharfen Ausdnick 
finden sollte, der von den einen gehofft, von den anderen ge- 
fürchtet wird. Heute jedoch ist auch in demokrati.schen Staaten 
eine derartige parteimässige Theilnng des Volkes noch nicht vor- 
handen, trotz des ununterbrochenen Anwachsens socialistischer 
Stimmen und Abgeordneter in vielen Staaten. **) Selbst die am 
tiefsten gehende Bewegung dieser Art, die soeialdemokratische im 
Deutschen Reiche, hat keineswegs den Reichstag in eine Ver- 
tretung der Besitzenden und Nichtbesitzenden gespalten, vielmehr 
sind die Soeialderaokraten mit gegenwärtig 12% der Gesammtzahl 
der Abgeordneten nur eine Partei unter vielen. Die Frage ist 
somit noch keine der gegenwärtigen Politik und kann umsomehr 
der Zukunft überwiesen werden, als bereits heute Anzeichen dafür 
vorhanden sind, da.ss dio Socialdemokraten auf die Dauer ihren 
revolutionären , die vorhandene Stnatsordnnng gänzlich igno- 
rirenden Charakter nicht beibehalten können , sondern sicli in 
eine radicale Reformpnrtei verwandeln werden müssen. Der 
Gegensatz zwischen den einzelnen ökonomischen Interessen hin- 
gegen, der ja im deutschen parlamentarist^hen Leben heute eine 
so grosse Rolle spielt, lässt sich an Stärke und Bedeutung mit 
den im Vorhergehenden Erörterten nicht messen. Trotz aller 
Kämpfe gibt es hier doch eine Reihe von gemeinsamen An- 
gelegenheiten , die , wenn anch nicht immer in der Heftigkeit 
des öffentlichen Streites zum Bewusstsein gelangend , dennoc.li 

^•) Ünt«r il<‘nen Bolgion honte den ersten Platz oinntmmi. wo von 152 Al>- 
poordnoten der zweiten Kammer 29 Socialisten »iml. 

Jeliiaek, Recht d<‘r 3 
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die gänzliclie Ausbentnng oder Unterdrückung der einen Inter- 
essen tengnippe zu (iunsten der anderen schliesslich verhindern 
würde. Zudem wechseln auch diese Gruppen fortwährend. 
Wenn auch ihr Widerstreit heftiger ist als der rein politi-scher 
Parteien , so kann er doch niemals die Stärke erreichen , wie 
der Gegensatz zwischen religiösen und nationalen Gruppen 
oder jenen beiden socialen Classen. Agrarier und Freihändler 
können innerhalb derselben politischen Partei Raum finden ; das 
Centrnm weist alle möglichen socialpolitischen Schattirungen 
auf. Zwischen den Pnrteiprincipien aber des Centrums oder 
der Socialdemokratie einer- und denen der übrigen Parteien 
andererseits ist irgend welche Vereinbarung gänzlich au.sge- 
schlossen. 

Nun aber ist die Frage zu beantworten, worin das Recht 
einer der Majorisirung nicht auszn.setzenden Minorität bestehen 
soll, üeber die.se Frage haben zwei hervorragende Männer sich 
ausgesprochen, ausführlich der amerikanische Staatsmann Cal- 
houn und gelegentlich der englische Rechtshistoriker Sir Hemy 
Sumner Maine. Die Schrift Calhoun’a „A DisquUition on 
Ofnvrnment“ **) ist wohl die originellste I^eistung der amerika- 
nischen politischen Literatur. Sie bildet gleichsam die principielle 
Basis für die bekannte Ijehre C a 1 h o u n’s von dem Rechte der 
Nullification , das einer überstimmten Staatenminorität gegen 
Unionsgesetze znstehen soll. Indem Calhoun die dem Mehrheits- 
princip zugrunde liegende Theorie von der absoluten Gleich- 
heit der Individuen aufs äus.serste bekämpft, will er an Stelle 
der tyrannischen Entscheidung durch die numerische Majorität 
diejenige durch die ^roneurrent majority“ .setzen. Jedes im Volke 
vorhandene selbständige Element müsse gegen Beschlüsse, die 
es verletzen, eine Negative, ein Recht des Widerspruchs haben. 
Nicht auf dem Wege der Majorisirung, die nichts anden's als 

Abgwlrarkt in The Work» of John ('. (\ilkoun, rti. hy Cralle, New- 
Ynrk \^G-\, Vol. I. p 1 — 107. 



Digitized by Google 




3ö 

eine Form der Gewalt ist, sondern anf dem des Compromisses, 
<ler allein die einem Verfassnngsstante angemessene Art der 
Entscheidung darstellt, sollen die allgemein verbindliehen Be- 
schlüsse gefasst werden. Nähere Ausführungen dariiher aber, 
wie dieser umwälzende Gedanke in der Demokratie durehzu- 
führen sei , sind in den ganz abstraet gehaltenen Darlegungen 
Calhoun's nicht zu tinden. Maine hingegen in seinem „Populär 
üoverniiieni“ fasst für England die Möglichkeit ins Auge, dass 
an Stelle der heutigen l’arlamentsverfassnng die allmächtige 
Herrschaft eines einzigen, von einem geheimen Wohlfahrtsaus- 
schuss geleiteten Convents treten werde. Das einzige Gegen- 
mittel gegen eine derart sich Bahn brechende Tyrannei werde 
aber in der Obstruction liegen, gegen welche die Führer 
der Majorität stets Gegenmittel in irgend einer Art Geistes- 
guillotine suchen werden. *•) 

Diese Verlängerung oder Verhinderung der parlamen- 
tarischen Geschäfte durch Obstruction von Seiten einer Minorität 
ist dem englischen l’arlamente seit langem bekannt. “) Berühmt 
ist die Sitzung des Unterhauses vom 12. März 1771, in der die 
Minorität dreiundzwanzig Abstimmungen durchsetzte, um die 
Bestrafung der Drucker der Parlanientsdcbatten zu verhindern.“) 
Erst 1881 wurde unter dem Eindrücke der Obstniction der 
Iren das Institut der Closure, des Schlusses der Debatte im 
Unterhause cingeführt. Diese irische Obstruction hat bekanntlich 
anderswo, so namentlich im böhmischen Landtage und im öster- 
reichischen Beiehsrathe , Nachahmung gefunden, doch mangelt 
bisher jede sich über das Niveau tagespolitischer Erörterungen 



“) p. lati, vgl. Biicli p. !M, 9.Ö. 

“) Kami ntlioh um die Majorität zu ermüden und dadurch einen Theil von 
ihr zu veranlaasien, sich zu »bfMjntircii, wodurch sie selbst vornbcrgi'bend in die 
Minorität gedrängt werden kann. 

“) May, Irealise nn tlit Luir of I'urtiamrnl, JO, ed., London 189.3, 
p. m. n. 9. 

3 * 
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erhebende Untersuchung dieses eigenthiimlichen Kampfmittels 
parlamentarischer Minoritäten. 

Eine derartige Übstruction kann auf zweierlei Weise ge- 
führt werden, durch gesetz- und geschäftsordnungsmässige oder 
durch gesetz- und gesehäftsordnungswidrige Mittel. Die zweite 
Art ist ein Karapfesmittel der Minorität, das zwar durch 
den äussersten Nothstand politisch entschuldigt, aber nicht als 
eine dem Rechte entsjircchende Eorm des Widerstandes erklärt 
werden kann. Anders aber steht es mit der ei'sten Art. Ueren 
Berechtigung kann nicht leichthin mit dem Einwunde geleugnet 
werden, dass cs staatsrechtlich unzulässig sei. wenn eine Minder- 
heit die ihr zustehenden Rechte mi.ssbrauche, um die Majorität 
in dem ihr gebührenden Beschlussrecht zu hemmen und damit 
den ganzen (iang der tiesetzgebung lahm zu legen. Alle Nonnen 
nämlich, welche die Befugnisse der obersten Staatsorgane fest- 
.setzen, haben eine doppelte Eigenschaft. Sie statuiren einmal 
wie alle Kechts.sätze Rechte und Pflichten , und zwar stets 
solche, die im allgemeinen staatlichen Interesse gegeben sind. 
Sodann aber enthalten sie auch die Zuwci.sung von Macht- 
mitteln an die betreffenden Organe, die sie in ihrem particularen 
Interesse verwenden können. Dieser zweite Charakter jener 
Nonnen ist rechtlich nicht messbar, er ist politischer, nicht 
juristischer Art. Was aber der rein formal verfahrende .Jurist 
ignorirt , darf dem Auge des den Staat in der Gesammtheit 
seiner Beziehungen betrachtenden Politikers nicht entgehen. 
Der Jurist muss bei seinen Deductionen ausgehen von dem Ge- 
danken des jifiichtmä.ssigen Hanilelns aller Staatsorgane ini 
Gemeininteresse , ein Sonderintercsse eines Staatsorganes , das 
nicht zugleich Staatsintere.sse ist, kann er mit seinen Mitteln 
nicht messen, ist daher aber auch nicht imstande, ein solches 
Handeln, so lange es nicht eine specielle Rechtsnonn geradezu 
Übertritt, zu verurtheilen. In iler Wirklichkeit des Stnatslebens 
aber findet ein ununterbrochenes Ringen verschiedener Organe 
um Macht, Ansehen, Eintluss statt, das jener juristischen Ideal- 
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norm fortwährend widerspricht. Das Recht der Beamtenernen- 
nung, der freien administrativen Entscheidungen und C’on- 
cessionen u. s. w. gewähren jeder Regierung politische Macht- 
mittel, von denen sie, ohne irgend ein Gesetz zu verletzen, Ge- 
brauch machen kann und stets Gebrauch macht. Ebenso bedeuten 
die parlamentarischen Rechte , wie vor allem das Budgetreeht, 
zugleich Machtmittel gegen die Regierung. In jedem consti- 
tutioneilen Staate steht in den Beziehungen zwischen Regierung 
und Parlament nicht nur Recht gegen Recht , sondern auch 
Macht gegen Macht. Dasselbe gilt aber auch innerhalb des 
Organismus der Regierung von dem Verhältnisse des leitenden 
Staatsmannes zu der ihm unterstehenden Bureaukratie. die eine 
Macht ist, mit der selbst ein mit oberster Befehlsgewalt Aus- 
gestatteter zu rechnen hat. 

Nicht anders aber ist die Stellung der parlamentarischen 
Minderheit zur Mehrheit. Ihre geschäftsordnungsmässigen Rechte 
sind auch Machtmittel. In einem aus fluctnirenden Parteien zu- 
sammengesetzten Parlamente , und diese sind ja die Regel, 
kommt das nicht oft zum Ausdruck , da jede Minderheit die 
Möglichkeit hat, zur Macht zu gelangen und selb.st eine weit- 
gehende augenblickliche ZurUekdrängung im Hinblicke auf die 
Zukunft ertragen kann. Anders aber in Parlamenten mit starren, 
zu dauernder Minorität verurtheilten l’aiteien. M'enn da die 
Majorität nicht Sclbstbeschränkung übt und auf die gerechten 
Ansprüche der Minderheit billige Rücksicht nimmt, wenn sie 
selbst nur ihr Parteiinteres.se rücksichtslos verfolgt, dann geht 
es nicht an, bei solcher Sachlage der Minorität jene allgemeine 
ideale Norm entgegenzuhalten und von ihr aus die Verwendung 
von Rechtsmitteln als Machtmittel zu verurtheilen. Solange 
'nämlich eine formale Uebertretung einer speciellen Rechtsnorm 
durch Anwendung der der Minorität zustchenden Macht nicht 
la'gangen wird, lässt sich der politische Gebrauch rechtlicher 
Mittel juristisch ebensowenig rügen, wie die entsprechende 
Handlungsweise der Regierung. 
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Derartige Obstruetion aber, wenn sic nicht nur gelegentlich 
Oller vorübergehend , sondern sy stematisch geübt werden soll, 
ist nur ganz ausnahmsweise möglich. Sieht man nämlich auch 
ab von den Mitteln, die der Majorität zugcbote stehen, die 
Geschäftsordnung schliesslich zu ändern, so ist eine Lahmlegung 
der Gesetzgebung auf die Dauer doch nur dann durchzufdhren, 
wenn die Wählerschaft mit den Abgeordneten darüber einver- 
standen ist, lind dies .setzt voraus, dass es sich gegebenen Falles 
um die Vertheidigung eines alle anderen überragenden Lebens- 
interesses handelt- Wie jeder, wenn auch mit Anwendung legaler 
Machtmittel geführt? Staatsconflict ist solche Obstruetion stets 
ein Zeichen anomaler, ungesunder politischer Verhältnisse, die, 
wenn eine schliessliche Unterwerfung der Minorität nicht gelingt, 
nur durch Compromiss hinsichtlich der strittigen Funkte ge- 
ändert werden können. 

Ein anderes legales Machtmittel der Aünorität, das thoo- 
reti.sche Erörterung überhaupt nicht gefunden hat, ist die Ab- 
stinenz oder Secession. Sie ist namentlich dann von Bedeutung, 
wenn durch Abwesenheit der Minorität Beschlussunfähigkeit 
der Kammer eintritt. Da, wo eine grosse Zahl von Mitglieilem 
anwesend sein muss, damit ein verfassnngsändernder Beschluss ge- 
fasst werde, kann die Secession einer kleinen Minderheit genügen, 
um die Aenderung unmöglich zu machen. Aber auch dauernde 
Secessionen sind, und zwar am häutigsten in Oesterreich, zu 
verzeichnen. Im Gegensatz zur Obstruetion sind sie eine Form 
des passiven Widerstandes. Sie verhindern nicht, sofern nur 
Beschlussfähigkeit der Kammer möglich ist, das Zustande- 
kommen legislatorischer Beschlüsse, aber sie schwächen deren 
moralisches Ansehen, was zwar nicht rechtlich, wohl aber 
jiolitisch von grosser Bedeutung werden kann. 

Ueberblickt man alter die legalen und illegalen, die 
Rechts- und Machtmittel, die einer Minderheit zngebote .stehen 
und trägt sodann nach neuen Rechten, die ihr gewährt 
werden können, so ergibt sich, dass es unmöglich ist, einer 
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Minorität das Recht zuzugestehen, etwas positiv zu schaffen. 
Es wäre die verkehrte Welt, wollte man innerhalb einer Kammer 
oder einer Volksgemeinde das Votum der Minderheit höher 
werthen als der Mehrheit. Wohl aber kann sie sich und die ihrem 
Interesse dienenden objectiven Institutionen dadurch schützen, 
dass ihr die Macht gegeben ist, zu verhindern. Das Veto ist unter 
allen Umständen die einzige starke Watfe. die einer Minderheit 
in die Hand gedrückt werden kann; anch durch offene Auf- 
lehnung kann sie nur negative Wirkungen erzielen. Seihst da, 
wo nicht Parlaments-, sondern Monarchenwille die höchste und 
letzte Entscheidung im Staate hat, kann dieser Wille an den 
Mehrheitsbeschlüssen der Kammer nichts ändern , selbst er 
kann nicht schaffen, sondern nur hindern. Da aber mit 
jedem Reihte Macht verbunden ist, so kann ein solches Veto- 
recht anch als Mittel benützt werden, um von der Majorität 
positive Concessionen zu erlangen. 

Die Minoritäten, denen derartige Rechte gegeben wenlen 
können, sind aber entweder rein ziffemmässig l>estimmt, wie bei 
Verfassungsänderungen, oder ruhen auf einem dauernden, sie 
innerlich verbindenden Interesse, wie bei confessionellen oder 
nationalen Curien, so dass man unorganisirte und organisirte 
Minderheiten unterscheiden kann. Alles Nähere kann nur den 
concreten Verhältnissen des Einzelstaates angepasst .sein. Wie 
gross und wie beschaffen die Minorität sein mu.ss, um ein Veto- 
recht zu erhalten, in welchen Fällen und unter welchen Be- 
dingungen sie es ansüben kann, das ist stets Sache individuali- 
sirter Erwägung und Entscheidung. Die hat aber stets aueb 
die Bedürfuis-se der Gesammtheit sorgfältig mit in Betracht zu 
ziehen, damit nicht jenes Vetorecht missbraucht werde, um 
eine gedeihliche Fortentwicklung aller staatlichen Verhältnisse 
zu hindern. Denn darin liegt die grosse Schwierigkeit alle!' 
Probleme der praktischen Politik, dass mit jedem Recht, das 
gewährt wird, auch gegen dessen möglichen Missbrauch Vor- 
sorge getrotlen werden muss. 
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IV. 

Noch viel betleutsamer als für die Gegenwart, und 
zwar nach allen Richtungen hin, nicht etwa nur für gesetz- 
gebende Versammlungen, wird die Frage nach dem Rechte der 
Minoritäten einer fernen Zukunft erscheinen. Die moderne Ge- 
sellschaft befindet sich in einem immer weiter vorwärts 
schreitenden Process der Demokratisirung. Mag man nun diese 
Entwicklung mit Freude hegrüssen oder fürchten, keine Macht 
der Welt ist imstande, diesen geschichtlichen Natnrproeess 
dauernd zn hemmen. Hier schneller, dort in zögernder Weise 
gehen die Cultumationen der allgemeinen Nivellirung entgegen. 
Was die Geologen von den Bergen behaupten, dass sie im 
Laufe der Zeit zerbröckeln und ilire Höhen in die Niederungen 
sinken werden, das gilt auch für die Gesellschaft. Ferner breitet 
sich in der modernen Gesellschaft von der Wissenschaft ver- 
treten nnd von den herrschenden Mächten mit sorgloser Bereit- 
willigkeit aeceptirt eine zweite Tendenz immer mehr aus die 
durch staatlichen Zwang zn garantirende collectivistische, aut 
dem Gedanken der möglichsten Solidarität der Einzelnen auf- 
gebaute Richtung in der Gestaltung der menschlh'hen Verhält- 
nisse. Immer grösser' wird der Antheil beme.«sen, den das Indi- 
vidnum von seiner Selbständigkeit der Gesammtheit zwangs- 
weise zum Opfer bringen soll, und als rückständig gilt der- 
jenige. welcher der Gesammtheit ein Halt für dieses Bestreben 
im Namen nnd zur Vertheidigung des Rechtes das Individuums 
zuznrufen wagt. 

Je weiter aber die Demokratisirung der Gesellschaft vor- 
wärts .schreitet, desto mehr dehnt sich auch die Herrschaft des 
Majoritätsprincips aus. .Je mehr das Individuum durch den Ge- 
danken der menschlichen Solidarität zurückgedrängt wird, desto 
weniger Schranken erkennt der herrschende Wille gegenüber 
dem Einzelnen an. 

Das eröffnet aber die Aussicht in eine furchtbare Gefahr, 
die der gesanimten Civilisation droht. Nichts kann rücksiehts- 
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loser, grausaniei', den |inmitiv8teii Reeliten des Individuums 
abholder, das Grosse nnd Wahre mehr hassend und verachtend 
sein, als eine demokratische Mehrheit. Das ist nicht etwa ein 
Lehrsatz, welcher einer der Umbildung der Gesellschaftsordnung 
feindlichen Gesinnung entsprungen, vielmehr von Vorkämpfern 
der modernen politischen Entwicklung anerkannt und häufig mit 
beredten Worten geschildert worden ist. Nur ein der Wirklichkeit 
gänzlich abgewendeter Mensch kann heute noch den Traum von 
der Güte nnd Wahrheitsliebe der Massen träumen. Es müsste 
auch mit wunderlichen Dingen zugehen, wenn die guten und 
edlen Eigenschaften des Menschen, die wir ja beim Individuum 
so selten finden, der Masse in grossem Umfange zukommen 
sollten. Nun hat zu allen Zeiten jeder neue grosse Gedanke, 
jede Idee, die später die Welt bewegt hat, sich mühsam nnd 
gefahrvoll Hahn brechen müssen gegen den Wider.stand der 
herrschenden Gewalten. Dieser Widerstand ist aber hundert- 
fältig grösser als anderswo in der demokratischen Ge.äell.«cbaft. 
In ihr herrscht nämlich mit viel grösserer Gewalt noch als der 
von der Mehrheit geleitete Staat schrankenlos nnil unwider- 
stehlich die öflcntliche Meinung, die wiederum nichts anderes 
ist als die Mehrheit, sociale Macht neben der politischen übend. 
Was Tocqueville, der doch ein Vorkämpfer demokratischer 
Ideen war, vor mehr als sechzig .labren gelehrt hat, dass in 
der Demokratie die öffentliche Meinung jede ihr widerstreitende 
Ansicht schonungslos ersticke, dii-ss viel grösserer Muth dazu 
gehöre, der rox pnpuH zu widersprechen, als dem Gebote di-s 
Fürsten"), das hat die neueste Ge.schichte der Demokratie oft 
genng bestätigt. Ich bin allerilings lange nicht so pessimistisch 

**) De Ul d/mocratie cn AnUritftte^ I. U, cli. VII: Am cchtirrMtHi Keiclmet 
er in diesem den Gefahren der unamsctirankten )lehrheit9hernk.-haft gewidmoton 
Capitel den geistigen Druck , den die Majorität aosubt. Nicht anders aber 
schildert beute Bryce den EinHuss der durch die Mehrheit gebildeten öffent* 
liehen Meinung; vgl. namcntUch a. a. 0. II. ch. liXXXlV, The fatalUm f>/ the 
muititmie und das folgende: The tyranntf nf the mojoriiy, 

Jeilinrk, ha» Kcrlit l]^r MinorUatfu. 
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wie jener berühmte Wortführer des rdheialismns, <ler heturehtete, 
mit dem definitiven Siege iler Demokratie und der mit ihr zur 
unbeschränkten Herrschaft gelangenden öffentlichen Meinung 
müsse ein Volk chinesischer Erstarrnng entgegen gehen®*'), weil 
jeder Fortschritt schliesslicli von der Trägheit der Massen, durch 
den ungeheuren Druck, <lcn .sie ansüben, werde nicdergchalten 
werden. Aber die Hefahr für die freie Entwicklung der Indi- 
vidualität und der Minoritäten, die ja, wie wir sahen, eng 
miteinander verbunden sind , ist dennoch gross genug und 
erscheint umso grösser, w’cnn man bedenkt, dass aller Fort- 
schritt in der Geschichte seinem Ursprünge nach das Werk 
von Minoritäten gewesen ist. Doch sind bereits Anzeichen 
dafür vorhanden, das-s in vielen besseren Naturen im Gegen- 
satz zu den heri'schenden Strömungen sich etwas regt, das ich 
als trotziges Minorität.sgefühl l)czeichnen möchte. Jene neuen 
liChren vom Uebcrmenschen und der Hcrrenmoral bis in die 
Verirrungen der anarchistischen Tlieorien hinein sind nur aus 
einer Zeit heraus zu ver.stehcn, die bcsstrebt ist, das .schonungs- 
lose Recht der Mehrheit zu proclamiren. In all die.scn Lehren 
ruht als wichtiger Korn der Gedanke, da.ss Anerkennung einer 
staats- und gesellsehaftsfreien Sphäre des Individuums, inner- 
halb deren es keinem Mehrheitswillen sich zu unterwerfen hat, 
ein sociales Interesse ersten Ranges ist. Collectivismus und 
Individualismus sind keine aus.schliessendcn Gegensätze, wenn 
man erkannt hat, dass dasCollectivum durch völlige zwangs- 
weise Unterwerfung des Individuums unter die Gesammtheit 
in der Erreichung höherer Ziele für immer gehemmt ist. Die 
schöpferischen socialen Thaten sind stets freie Thaten des ludi- 

Tht moilern rfyime of imblic opitüon is, in an unonjamzed form, 
ivhat the Chinfse educoiional and pfditieal «ysfem are in an oryanized, and 
unletto indiriduaiity ithaU lit able sttcctHsfully to asaet't itstif ogainst thU 
yoke, Kurope nottrithstandwg itn nohU antecendents and its proftnsed Chri~ 
»tuiniiy tritt trnd to hrrom^ au othev (hina. J, i>l. Milt, On tiberfy. Peopte 
ed. p. 42. 
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viduiims gewesen, wäbrenil der gesollselmftlielie Zwang, in 
welelier Form immer geübt, nur regiilircnd, niemals scliaffend 
wirken kann. 

Mit dieser Erkenntniss aber ist der Zukunft eine ge- 
waltige Aufgabe ge.stellt. Der ewige Kampf zwisehen Imperium 
und Libeitns wird auch in der dcmokratiseben (ie.srllscbaft der 
kommenden .lahrbunderte gekämpft werden. Die Dämme, wolebe 
beute einem übermächtigen Majoritätsvvillen noch entgegenstehen, 
werden vielleicht niedergeris.sen werden. Dann wird aber eine 
gros.se Krise für die civilisirte Mensebbeit gekommen sein. 
Wie sie gelö.st werden wird, darüber kann, wie über alle Zu- 
kunft, kein Wissen, sondern nur ein Glnuben ent.scbeiden. 
Hoffen und glauben wir, dass die Gesellschaft sebliesslich das 
finden und verwirklichen werde, was allein imstande ist, sie 
vor öder geistiger und sittlicher Verttaebung und Versumpfung 
zu bewahren: 

Die Anerkennung von Rechten der Minori- 
täten. 



' i 

- ■■■ 
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